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Düsseldorf – Haus des Landtags 

13:33 Uhr bis 15:30 Uhr 

 

Vorsitz:  Angela Erwin (CDU) 

Protokoll: Benjamin Schruff 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

 Vor Eintritt in die Tagesordnung 7 

Der Ausschuss kommt überein, die TOPs 13 und 16 nicht in der 
heutigen, sondern in der nächsten regulären Sitzung zu behandeln. 

1 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Haushaltsjahr 2026 (Haushaltsgesetz 2026 – HHG 2026) 8 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/15000 

Erläuterungen 
zum Einzelplan 03 
Vorlage 18/4150 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

 
1 vertraulicher Teil mit TOP 24 sowie der Fortsetzung von TOP 21 siehe vAPr 18/86 
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2 Aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 GO LT NRW (beantragt von der AfD-

Fraktion [siehe Anlage 1]) 13 

3 Gesetz zur Neuverkündung des Verfassungsschutzgesetzes Nordrhein-
Westfalen und zur Änderung weiterer Gesetze 17 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/14557 

Ausschussprotokoll 18/974 (Anhörung vom 11.09.2025) 

– Wortbeiträge 

4 Achtes Gesetz zur Änderung des Polizeigesetzes des Landes Nord-
rhein-Westfalen 21 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4141 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss kommt überein, am 30. Oktober 2025 eine An-
hörung durchzuführen. 

5 Organisierten Missbrauch von Sozialleistungen im Rahmen der Arbeit-
nehmerfreizügigkeit konsequent bekämpfen – von Armutszuwanderung 
betroffene Kommunen besser unterstützen! 22 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/15600 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag von Dr. Werner Pfeil (FDP), 
sich nachrichtlich an der Anhörung des federführenden Aus-
schusses zu beteiligen. 
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6 Schluss mit lustig: Lachgas für den Privatkonsum bleibt ernstzuneh-

mende Gefahr für Gesundheit, Klima und Kreislaufwirtschaft 23 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/14723 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frak-
tionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD gegen 
die Stimmen der SPD-Fraktion bei Enthaltung der FDP-Fraktion 
ab. 

7 Kehrtwende im Zivil- und Bevölkerungsschutz – Vorbereitungen in 
Nordrhein-Westfalen treffen 25 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/15490 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag von Dr. Werner Pfeil (FDP), 
eine Anhörung durchzuführen. 

8 Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Verordnung über Zu-
ständigkeiten nach dem elD-Karte-Gesetz 26 

Vorlage 18/4185 
Drucksache 18/15572 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss nimmt den Verordnungsentwurf zur Kenntnis. 

9 Vergewaltigungen im Kreis Paderborn – Wie sehen die Zahlen aus? 
(Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 27 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4213 

– keine Wortbeiträge 
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10 Gelsenkirchen: Messerstecherei in der Fußgängerzone – Was sind die 

Hintergründe? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 28 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4287 
Vertrauliche Vorlage 18/168 

– Wortbeiträge 

11 DHL-Fahrer prügelt auf Pärchen ein (Bericht beantragt von der AfD-Frak-
tion [siehe Anlage 2]) 29 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4210 

– keine Wortbeiträge 

12 Neusser Bürger-Schützenfest: Welches Sicherheitskonzept wurde er-
arbeitet? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 30 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4192 

– keine Wortbeiträge 

13 Studie des LKA zu Tötungsdelikten zum Nachteil von Frauen (Bericht 
beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 3]) 31 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4305 

– wird heute nicht behandelt 

14 Starkregen und Überflutungen in Nordrhein-Westfalen (Bericht bean-
tragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 3]) 32 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4293 

– Wortbeiträge 
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15 Führungslose Polizeipräsidien – ein wiederkehrendes Problem (Bericht 

beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 3]) 34 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4296 

– Wortbeiträge 

16 Gewalt an Schulen immer schlimmer – Wie sieht es in NRW aus? (Bericht 
beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 36 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4306 

– wird heute nicht behandelt 

17 Straftaten im Kommunalwahlkampf – Wie sehen die Zahlen aus? (Be-
richt beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 37 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4289 

– keine Wortbeiträge 

18 Essen: Frau am Hauptbahnhof mit Messer schwer verletzt – Was sind die 
Hintergründe? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 38 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4299 

– keine Wortbeiträge 

19 Massenschlägerei zwischen Dortmund- und Schalke-Hooligans (Be-
richt beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 39 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4303 

– Wortbeiträge 
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20 Nennung der Nationalität von Straftätern – Wann ist damit endlich zu 

rechnen? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 40 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4288 

– keine Wortbeiträge 

21 Ermittlungen wegen mutmaßlicher Sabotageangriffe auf Bahnverbin-
dungen in Nordrhein-Westfalen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion 
[siehe Anlage 5]) 41 

In Verbindung mit: 

 Sabotageakte gegen die Bahn (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion 
[siehe Anlage 6]) 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

– Wortbeiträge 

22 Überschneidung von Clankriminalität und Islamismus (Bericht bean-
tragt von der FDP-Fraktion [siehe Anlage 6]) 49 

– mündlicher Bericht der Landesregierung 

23 Beschluss der Ergänzung der Sitzungstermine des Innenausschusses 
für das Jahr 2026 52 

– keine Wortbeiträge 

Vor dem Hintergrund der Verlegung von Plenarsitzungen kommt 
der Ausschuss überein, seine eigentlich für den 17. September 
2026 vorgesehene Sitzung auf den 10. September 2026 vorzu-
verlegen. 

* * * 
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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Vorsitzende Angela Erwin regt an, die TOPs 13 und 16 heute noch nicht zu behan-
deln, da die entsprechenden Berichte des Ministeriums dem Landtag erst am Vormit-
tag zugegangen seien. 

Minister Herbert Reul (IM) wirft ein, dass es zusätzliche Zeit brauche, Berichte unter 
Beteiligung anderer Ministerien zu erstellen, was wiederum dazu führe, dass sie dem 
Landtag nur relativ kurzfristig vor Beginn der jeweiligen Sitzungen zugeleitet werden 
könnten. Daher möge man das derzeitige Vorgehen, die derzeitigen Abläufe einer kri-
tischen Prüfung unterziehen. 

Dem von Christina Kampmann (SPD) und Nadja Lüders (SPD) vorgebrachten Ein-
wand, dass die Oppositionsfraktionen selbstverständlich Berichte zu beantragen hät-
ten, hält Minister Herbert Reul (IM) entgegen, dass man eine entsprechende Anpas-
sung der Fristen erwägen könne, wenn die Erstellung von Berichten die Beteiligung 
anderer Ministerien erforderlich mache. 

Der Ausschuss kommt überein, die TOPs 13 und 16 nicht in 
der heutigen, sondern in der nächsten regulären Sitzung zu 
behandeln. 
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1 Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-

Westfalen für das Haushaltsjahr 2026 (Haushaltsgesetz 2026 – HHG 2026) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/15000 

Erläuterungen 
zum Einzelplan 03 
Vorlage 18/4150 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Haushalts- und Finanz-
ausschuss – federführend – sowie die zuständigen Fachausschüsse 
am 17.09.2025) 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Die deutsche Wirtschaft hat nach wie vor Schwierigkeiten. 2023 und 2024 – zwei 
Jahre in Folge ist die Wirtschaft geschrumpft. Da muss man kein Wirtschaftsweiser 
sein, um zu verstehen, dass das Auswirkungen auf den öffentlichen Haushalt hat, 
also auch auf unseren Haushalt. Es ist weniger Geld da als in Zeiten, in denen die 
Wirtschaft brummt. Das bedeutet für uns in Nordrhein-Westfalen im 26er-Haushalt 
ganz konkret ein Minus, ein Weniger von 9 Milliarden Euro, das heißt, wir müssen 
sorgfältig mit dem Geld umgehen. Übrigens zum dritten Mal in Folge, das ist eine 
Besonderheit.  

Weil innere Sicherheit weiter Schwerpunkt der Landesregierung bleibt, können Sie 
davon ausgehen, dass die Maßnahmen, die wir ergreifen müssen, weniger schlimm 
sind, als wir das vor ein paar Monaten noch befürchtet hatten. Unser Etat, also der 
Etat des Innenministeriums, wächst insgesamt; er wächst auf 7,9 Milliarden Euro. 
Das zeigt ein Stück weit, dass unser Bereich nicht ganz unwichtig ist. Das ist jetzt 
das neunte Jahr in Folge, in dem der Haushalt wächst; der ist also neun Jahre lang 
immer größer geworden. Wir reden über fast eine halbe Milliarde Euro, die dazu-
kommen. 

Die Wahrheit ist aber auch: Ein Teil von diesem Plus wird gebraucht, weil wir im 
Personal natürlich steigende Zahlen haben. Die Personalausgaben sind der Posten 
Nummer eins. 80 % der Ausgaben unseres Ressorts macht der Personalhaushalt 
aus: rund 54.200 Stellen bei der Polizei, rund 9.500 bei den fünf Bezirksregierungen 
plus weitere rund 2.500, darunter auch Mitarbeiter im Ministerium. Wir haben stei-
gende Ausgaben, weil zum einen die Gehälter steigen und zum anderen mehr Men-
schen da sind. Das ist das Stichwort „Polizei“. Das ist gut und auch so gewollt, denn 
unsere Leute im Bereich „Polizei“ sind die Grundlage der inneren Sicherheit, das 
Fundament, auf dem alles steht. Mit diesen Menschen steht und fällt unser Dienst, 
und deswegen ist jeder Euro hier gut aufgehoben. 

Wenn man aber auf die Details schaut – da fange ich mit dem Ministerium an –, 
wenn man eine gute Aufgabenkritik macht, muss man überlegen, wo Stellen 
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eingespart werden können. Wir haben uns in der Landesregierung darauf verständigt, 
dass auch wir Stellen einsparen, und zwar on the long Way, also für die nächsten 
fünf Jahre. Diese 10 % Einsparungen treffen aber nicht die Polizei und nicht den 
Verfassungsschutz. Ich glaube, das ist ein Faktor, der nicht unterschätzt werden 
darf. Den misst man zwar nicht, aber der bedeutet nachher in der Aufgabenerledigung 
eine Riesenerleichterung. Allerdings bedeutet das im Ministerium auch – darüber 
wollte ich ja reden –, dass wir da in den nächsten fünf Jahren 10 % der Stellen 
einbehalten, im nächsten Jahr zwölf. Es ist aber nicht zwingend, jedes Jahr die gleiche 
Menge einzusparen. Bei über 1.400 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern können wir 
das aber verkraften. Wir kriegen das mit der normalen Rotation abgefangen. Gleich-
zeitig gibt es 30 neue Stellen, erneut für die Qualifizierungsmaßnahmen schwerbe-
hinderter Menschen, weil uns das wichtig ist. 

Bei den Sachausgaben stehen dem Ministerium 103 Millionen Euro zur Verfügung. 
Das ist etwas weniger als im Vorjahr. Wir brauchen allerdings auch weniger Geld, 
weil im Jahr 2026 keine Wahlen stattfinden. Allein bei der Bundestagswahl waren 
das 25 Millionen Euro. 

Weniger Geld ausgeben wollen wir dort, wo es nicht um die Kernaufgabe der Si-
cherheit geht. Ein kleines Beispiel, damit Sie ein Gefühl dafür kriegen: Das Ministe-
rialblatt gab es bislang ganz traditionell als Druckfassung, mittlerweile ausschließ-
lich digital. Das spart Geld und passt in die Zeit. 

Das Geld für den Katastrophenschutz und die Kriminalprävention bei Kindern und 
Jugendlichen bleibt unangetastet, das wird nicht gekürzt. 

Beim Verfassungsschutz gibt es auch keine Experimente. Der Ansatz sinkt zwar im 
Vergleich zum Vorjahr, das hat aber damit zu tun, dass wir unserem Nachrichten-
dienst mit dem Sicherheitspaket in diesem Jahr, also in 2025, eine Extrafinanz-
spritze verpasst haben, die ja für das eine und nicht für jedes Jahr war. Im Vergleich 
zum regulären Haushalt aus dem Jahr 2025 steigt der Ansatz für den Verfassungs-
schutz sogar um 10 %. 

Bei der Polizei gibt es keinen Einstellungsstopp, keinen Beförderungsstopp, und es 
wird auch niemand entlassen. Das ist in diesen Zeiten relativ selten. Auf gut 
Deutsch: Auch 2026 werden wir wieder 3.000 neue Kommissaranwärterinnen und 
Kommissaranwärter einstellen. Nur zur Erinnerung: Das bedeutet, dass wir im 
nächsten Jahr seit 2017 rund 27.000 junge Menschen für das Studium im Polizei-
vollzugsdienst begeistert haben werden. Mit anderen Worten: Die Polizei wird 2026 
jünger, weiblicher, vielfältiger und vor allem größer sein als die Polizei von 2017. 
Soweit zum Personal. 

Beim Sachhaushalt der Polizei erreichen wir entgegen dem Trend sogar ein kleines 
Plus. Knapp 1,1 Milliarden Euro stehen 2026 für die laufenden Ausgaben und die 
Investitionen bei der Polizei bereit. Wie im Vorjahr stehen im Haushalt 276 Millio-
nen Euro für die digitale Infrastruktur der Polizei bereit und zusätzlich 32 Millio-
nen Euro für polizeiliche Kernaufgaben wie Unterhaltung des Fuhrparks, Miete, 
Mietnebenkosten und Ähnliches. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 10 - APr 18/1013 

Innenausschuss 02.10.2025 
59. Sitzung (öffentlicher Teil) bas 
 
 

Ein großes Thema sind immer die Gebäude. Sie wissen, dass wir da in den letzten 
Jahren sehr viel investiert haben, 2,5 Milliarden Euro, und dann eine Pause machen 
mussten. Davon haben übrigens – damit man mal eine Größenordnung hat – 100 
Gebäude profitiert, also fast jede Kreispolizeibehörde. Auch wenn wir schon viel 
erreicht haben und es nur wenige Behörden gibt, bei denen nicht schon ein neues 
Dienstgebäude eingeweiht worden ist, gibt es, nachdem jahrelang nichts gemacht 
worden ist, trotzdem noch Gebäude, die Bedarf haben. Deswegen brauchen wir 
mehr Geld. Wir brauchen übrigens auch mehr Platz, weil wir mehr Leute haben. In 
der Kombination heißt das, der Arbeitsauftrag für den Liegenschaftsbereich bleibt. 
Wir wollen Geld in die Hand nehmen. Wir haben neue Verpflichtungsermächtigun-
gen über 1,1 Milliarden Euro stehen. Das ist ein ordentliches Stück. Wer eine mo-
derne Polizei will, der braucht auch moderne Gebäude und keine Wachen, die aus-
sehen wie Museen. Die Polizistinnen und Polizisten haben ein Anrecht auf Arbeits-
plätze, die sicher, funktional und zeitgemäß sind. 

Innerhalb des Sachhaushalts – um darauf zurückzukommen – muss aber auch ein-
gespart werden. Nicht alles, was wünschenswert ist, werden wir machen können. 
Damit haben wir im letzten Jahr angefangen. 

Wir haben im letzten Jahr bei der Bekleidung sorgfältig hingeschaut. Wir können 
das dieses Jahr nochmals um 3,8 Millionen Euro kürzen. Das Jahr 2025 hat gezeigt: 
ohne Qualitätsverluste; da ist keiner ohne Sachen rumgelaufen. Ein Lieblingsbei-
spiel kennen Sie: Die Helme werden den Anwärterinnen und Anwärtern nicht mehr 
mit nach Hause gegeben, sondern für kommende Ausbildungsjahrgänge erneut ge-
nutzt. Damit kann man sparen. Das ist ein Beispiel. Außerdem verzichten wir jetzt 
darauf, die Anwärterinnen und Anwärter standardmäßig alle mit Anoraks auszustat-
ten, weil die einfach nicht überall gebraucht werden. 

Sparen müssen und werden wir auch bei den Dienstfahrzeugen – das kennen Sie. 
34 Millionen Euro weniger stehen zur Verfügung. Das kompensieren wir durch ver-
bessertes Beschaffungsmanagement, veränderte Bestellintervalle und längere 
Laufzeiten. Das ist nicht dramatisch, aber wir werden eben nicht mehr jeden 
Wunsch erfüllen können. Wir sind ja auch mitten im Prozess – darüber haben wir 
schon mal geredet –, die Flotte auf unterschiedliche Autos umzustellen. Brauchen 
wir kleine? Brauchen wir große? Was geht mit Elektro? Was geht nicht mit Elektro? 
Diese Fragen sind nicht geklärt. 

Noch ein Blick auf die Bezirksregierungen, die Mittelbehörden, die Kraftzentralen 
der Landesregierung; manche sagen auch: das Rückgrat der Landesverwaltung. 
Da wird unglaublich viel weggeschafft: von Gesundheit und Sozialwesen über Berg-
recht und Schulaufsicht bis hin zur Gefahrenabwehr. Hier werden 84 neue Stellen 
geschaffen, natürlich nur in ganz bestimmten Bereichen, etwa für die zivile Vertei-
digung, die Kampfmittelbeseitigung, die Stiftungsaufsicht oder das Glücksspielwe-
sen. Gleichzeitig müssen aber auch 128 Stellen eingebracht werden, um Einspa-
rungen zu erzielen. Das ging nicht anders. Aber diese Stellen werden nicht in dem 
Sinne eingespart, dass sie ganz wegfallen. Diese Stellen bleiben im Haushalt und 
können, wenn sich die Lage verbessert, wieder besetzt werden. Das sind also keine 
Stellenstreichungen, sondern nur Geldeinsparungen. Das ist nicht ganz unwichtig, 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 11 - APr 18/1013 

Innenausschuss 02.10.2025 
59. Sitzung (öffentlicher Teil) bas 
 
 

wenn man auf die Strecke guckt. Was mir noch wichtiger ist: Über 112 Millionen 
Euro haben wir für die Sanierung von Dienstgebäuden, insbesondere des Dienst-
gebäudes der Bezirksregierung Düsseldorf vorgesehen. 

Die Zeiten bleiben anspruchsvoll, aber erstens ist es nicht so schlimm gekommen, 
wie ursprünglich befürchtet, und zweitens haben wir in den letzten beiden Jahren 
klug gewirtschaftet und damit vorgearbeitet. Es ist Gold wert, dass wir nicht immer 
auf Teufel komm raus alles sofort besetzt haben. Das schafft uns jetzt Spielräume. 
Deshalb trifft uns der Haushalt 2026 trotz der Rahmenbedingungen weniger hart, 
als er es getan hätte, wenn wir den Kopf in den Sand gesteckt hätten. 

Die innere Sicherheit bleibt ein Schwerpunkt der Landesregierung. Das zeigt sich 
an den Zahlen; ich will mal ein paar nennen: Seit 2017 gibt es auf finanzieller Seite 
einen Zuwachs um fast die Hälfte des Etats, also von fast 2,5 Milliarden Euro. Auf 
personeller Seite gibt es seit 2017 ein Plus in Höhe von fast 9.600 Stellen, fast 7.400 
davon bei der Polizei, 1.400 bei den Bezirksregierungen, über 200 beim Verfas-
sungsschutz. 

Wir haben also vorausschauend gehandelt. Wir haben früh und gut investiert, als 
die Zeiten günstig waren. Wir haben auch sorgfältig und frühzeitig angefangen, 
sparsam mit dem Geld umzugehen, um in schwierigen Zeiten etwas Puffer zu ha-
ben. Das zahlt sich jetzt aus. 

Letztes Jahr habe ich versprochen, dass wir gut durch 2025 kommen werden. Heu-
tiger Stand ist: Das wird auch gut klappen. Ich bin sicher, dass das auch für 2026 
funktionieren wird. Natürlich ist das kein Weg, den man zehn Jahre lang gehen 
kann. Wenn es nicht gelingt, die Wirtschaft wieder in Gang zu bringen und die öf-
fentlichen Haushalte wieder mit Zufluss zu versehen, geht es irgendwann nicht 
mehr. Da muss man ganz ehrlich miteinander umgehen. Wir fahren jetzt auf Sicht. 
Wir versuchen, an den Stellen Geld einzusparen, wo es in der Sache nicht wehtut, 
wo es – auf Deutsch gesagt – die Arbeitsweise nicht gefährdet, wo sich uns – positiv 
gesagt – die Chance bietet, Sachen zu überprüfen, die vielleicht nicht zwingend 
notwendig sind. On the long Way werden wir uns jedoch darum bemühen müssen, 
in den nächsten Jahren wieder höhere Etatpositionen zu haben, aber noch mal: Wir 
wachsen auch nächstes Jahr. 

(Beifall von der CDU) 

Vorsitzende Angela Erwin erinnert daran, dass in der heutigen Sitzung keine Aus-
sprache stattfinde und somit nur Verständnisfragen gestellt werden sollten. 

Sich auf die Äußerung des Ministers zur „Extrafinanzspritze“ für den Verfassungsschutz 
beziehend, möchte Christina Kampmann (SPD) wissen, bei welcher Maßnahme, die 
somit ja offensichtlich keiner Verstetigung bedürfe, sie zur Anwendung gekommen sei. 

Seinen Ausführungen voranstellend, das aus dem Kopf nicht detailliert darlegen zu 
können, nennt Minister Herbert Reul (IM) den Bereich der technologischen Anschaf-
fungen, wobei dieser Vorgang noch laufe und nun die Ausschreibungen anstünden. Er 
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hoffe, diesen Prozess bis zum Jahresende abschließen zu können. Im Wesentlichen 
gehe es um einmalige Anschaffungskosten, aber es gebe auch laufende Kosten, etwa 
im Zusammenhang mit Software. 

Vorsitzende Angela Erwin verkündet abschließend den Zeitplan für die weiteren 
Haushaltsberatungen: Die Frist zur Abgabe der Voten der Fachausschüsse an den 
Haushalts- und Finanzausschuss ende am 14. November 2025. Der Innenausschuss 
werde am 13. November über etwaige Änderungsanträge der Fraktionen und den Ein-
zelplan 03 beraten und abstimmen. Fragen vonseiten der Fraktionen müssten bis zum 
16. Oktober schriftlich an das Ministerium übermittelt werden, das diese möglichst bis 
zum 3. November schriftlich zu beantworten habe. 
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2 Aktuelle Viertelstunde gemäß § 60 GO LT NRW (beantragt von der AfD-Frak-

tion [siehe Anlage 1]) 

Vorsitzende Angela Erwin: Das Thema der Aktuellen Viertelstunde lautet: Gelsenkir-
chen – Massenschlägerei mit Schwerverletzten. Aufgrund der langen Tagesordnung, 
die wir haben, lege ich fest, dass wir uns nach dem Bericht des Ministers eine Viertel-
stunde Zeit für die Beratung nehmen. 

(Kopfnicken von Markus Wagner [AfD]) 

Minister Herbert Reul (IM): Am vergangenen Sonntag, 28. September, kam es in 
Gelsenkirchen-Bismarck zu einer Auseinandersetzung zwischen rund 30 Personen. 
Was da stattfand, war wohl die Folge eines – in Anführungsstrichen – Streits innerhalb 
einer türkischstämmigen Familie, also nicht zwischen zwei Familien, sondern innerhalb 
einer Familie. Das ist ein Unterschied zu vielem, was wir vorher erlebt haben. Es soll 
angeblich um Erbangelegenheiten gehen. Dieser Streit entstand aber nicht erst an 
dem Sonntag. 

Aber jetzt der Reihe nach: Am Mittwoch, dem 24. September, also vier Tage vor dem 
Sachverhalt, über den wir heute reden, kam es zu einem ersten Einsatz vor einem 
Lebensmittelgeschäft. Da kam es zu einer wechselseitigen Körperverletzung zwischen 
mehreren Familienmitgliedern, bei der auch Pfefferspray im Spiel war. Natürlich waren 
Polizistinnen und Polizisten schnell vor Ort, haben die Gemengelage aufgelöst, kon-
sequent Gefährderansprachen durchgeführt und zwei Strafanzeigen wegen gefährli-
cher Körperverletzung gefertigt. 

Zwei Tage später, also Freitag, 26. September, kam es erneut zu körperlichen Ausei-
nandersetzungen, sowohl auf der Straße des späteren Tatorts, also vom Sonntag-
abend, als auch erneut auf dem Parkplatz am Lebensmittelgeschäft. In beiden Fällen – 
so hat das Polizeipräsidium berichtet – seien die Beschuldigten kurz vor Eintreffen der 
Polizei weggefahren. Auch hier wurde durch die Polizei in der Folge jeweils eine Straf-
anzeige wegen gefährlicher Körperverletzung gefertigt. 

Am Sonntag, 28. September, ein paar Stunden vor der späteren Auseinandersetzung, 
von der wir heute reden, erstattete ein Familienmitglied bei der Polizeiwache Nord in 
Gelsenkirchen Strafanzeige, weil er am Telefon von einem anderen Familienmitglied 
mit dem Tode bedroht worden sei. Nähere Angaben zu den Hintergründen wollte diese 
Person nicht machen. Daraufhin wurde ein Sicherheitsgespräch durchgeführt, das 
heißt, der Anzeigenerstatter hat Hinweise bekommen, wie er sich verhalten kann, um 
mögliche Bedrohungen zu vermeiden. Außerdem wurde ein Ermittlungsverfahren ge-
gen denjenigen eingeleitet, der die Drohung ausgesprochen hatte. Bei dem Bedrohten 
handelt es sich im Übrigen weder um einen der späteren Verletzten noch um einen 
der späteren Tatverdächtigen. 

Dann kam es zu der Auseinandersetzung am Sonntagabend. Um 20:02 Uhr kommt 
der Notruf. Es war die Rede von einer Vielzahl von Beteiligten, von Messern, Base-
ballschlägern und sogar einem Taser. Die ersten Polizistinnen und Polizisten waren 
schon um 20:06 Uhr da, also vier Minuten nach der Alarmierung. Zusätzlich wurden 
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sofort zahlreiche Streifenwagen aus umliegenden Kreispolizeibehörden angefordert, 
die sogenannten Sofortverstärkungskräfte. Auch Diensthundeführer mit Hunden und 
ein Helikopter der Fliegerstaffel waren im Einsatz. Wir reden von insgesamt rund 70 
Polizistinnen und Polizisten, die den Einsatz sehr schnell bewältigt haben. 

Das hat dafür gesorgt, dass die Lage sich schnell beruhigt hat und so Menschenleben 
geschützt werden konnten. Als die Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten eingetroffen 
waren, gab es nämlich bereits schwer verletzte Personen. Die Polizisten haben sofort 
Erste Hilfe geleistet. Die Auseinandersetzung verlief so brutal, dass insgesamt fünf 
Personen verletzt wurden, zum Teil lebensgefährlich. Diese Personen wurden in um-
liegende Krankenhäuser transportiert. Eine dieser Personen ist mittlerweile verstor-
ben. Weil noch nicht ganz klar war, wer Tatverdächtiger und Opfer war, wurden zu-
nächst alle Krankenhäuser bewacht, in die die Verletzten eingeliefert worden waren. 
Mittlerweile wird nur noch eine Person stationär behandelt, und das betroffene Kran-
kenhaus wird weiterhin durch die Polizei bestreift. 

Der Tatortbereich wurde großräumig abgesperrt, um nach möglichen Tatwaffen zu su-
chen und natürlich auch, um Spuren zu sichern. Unterstützt wurde die Polizei dabei 
vom Technischen Hilfswerk, das den Tatort ausgeleuchtet hat. Es konnte Foto- und 
Videomaterial gesichert werden, auch von Augenzeugen. 

Soweit bisher bekannt, ist es dann nicht mehr zu weiteren Auseinandersetzungen ge-
kommen. Damit das auch so bleibt, werden die betroffenen Wohnanschriften durch die 
Polizei aktuell regelmäßig bestreift. Es wurden auch sehr deutliche Gefährderanspra-
chen durchgeführt, in denen klargemacht wurde, dass die Polizei erwartet, dass jetzt 
Ruhe ist. 

Selbstverständlich wird auch dieser Einsatz nachbereitet. Zu den Ermittlungen: Noch 
vor Ort konnten insgesamt sechs Personen vorläufig festgenommen werden. Das sind 
jetzt nur die Ermittlungen für den Abend, das andere habe ich ja vorher erzählt. Im 
Rahmen der ersten Ermittlungen stellte sich heraus, dass auch eine der schwer ver-
letzten Personen tatverdächtig ist. Nach gegenwärtigem Stand müssen wir also von 
mindestens sieben Tatverdächtigen ausgehen. Auch wenn einige der Tatverdächtigen 
bereits polizeilich bekannt sind, können wir noch nicht abschließend sagen, ob bzw. 
welche Bezüge zur Clankriminalität vorliegen. Das ist Gegenstand von laufenden Er-
mittlungen. Im zuständigen Polizeipräsidium Gelsenkirchen wurde noch in der Nacht 
zum Montag eine Mordkommission eingerichtet. Elf Ermittlerinnen und Ermittler sind 
damit beschäftigt, diesen Fall aufzuarbeiten. Der Einsatz hat sich schon ausgezahlt. 
Vier der sieben tatverdächtigen Personen befinden sich bereits in Untersuchungshaft. 

Was bisher – wenn auch mit Vorbehalt – klar zu sein scheint: Es geht um einen Fami-
lienstreit, der dadurch ausgelöst wurde, dass einige Familienmitglieder vom Familien-
oberhaupt ausgeschlossen wurden; da geht es um das Erbe. 

Wenn Sie Interesse haben, kann der Justizvertreter sicherlich noch mehr Details nen-
nen, aber ich glaube, das, was zu sagen ist, habe ich gesagt. Der dort vorliegende 
Bericht hat allerdings den Stand vom 29. September bzw. 1. Oktober und spiegelt da-
mit möglicherweise noch nicht alle Erkenntnisse wider, die ich heute von Polizeiseite 
aus vortragen konnte. 
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Vorsitzende Angela Erwin: Kann die Justiz ergänzen? 

StA Dr. Sebastian Steinforth (JM): Ich kann einen Bericht vorlesen. 

Vorsitzende Angela Erwin: Darf ich fragen, ob es in dem Bericht Erkenntnisse gibt, 
die wir noch nicht vom Innenminister gehört haben? 

StA Dr. Sebastian Steinforth (JM): Im Wesentlichen ist das, was gerade vorgetragen 
wurde, auch Gegenstand der Berichte, die uns vorliegen. 

(Zuruf: Im Wesentlichen!) 

Markus Wagner (AfD): Bei den Tatverdächtigen stellt sich mir zunächst die Frage, ob 
die bereits vorher polizeilich in Erscheinung getreten sind. 

Es handelt sich um eine türkische Familie, aber Tatbeteiligte sollen auch über andere 
Staatsbürgerschaften verfügen. Man hört von syrischen oder irakischen Staatsange-
hörigkeiten. Ob das stimmt, weiß ich nicht. Können wir das hier vielleicht aufklären? 

Aus der Presseberichterstattung geht hervor, dass es sich bei der Familie um keine 
Clanfamilie handelt, nichtsdestotrotz wird ein Clanbezug einzelner Personen, die an 
dieser Auseinandersetzung beteiligt waren, nicht ausgeschlossen. Gibt es dazu schon 
neue Erkenntnisse? 

LdsKD Peter Mosch (IM): Ich kann zumindest einige Teile Ihrer Fragen beantworten. 
Sie haben gerade die Frage gestellt – das war, glaube ich, die zweite –, ob es syrisch-
irakische Bezüge gibt. Dazu haben wir keine Erkenntnisse. Nach unserer Kenntnislage 
handelt es sich um eine türkische Großfamilie. 

Dann hatten Sie gefragt, wie es mit dem Clanbezug aussieht. Dazu kann ich nur das 
wiederholen, was Herr Minister gerade gesagt hat: Etwaige Clanbezüge sind Gegen-
stand der Ermittlungen, und von daher können wir dazu auch nichts Endgültiges sagen. 

Zu Vorerkenntnissen kann ich etwas sagen: Bei den vier Beschuldigten, die uns jetzt 
bekannt sind, geht es in erster Linie um Delikte, die auch Herr Minister gerade schon 
erwähnt hat. Wenn es in den letzten Tagen, seit dem 24. September, gefährliche Kör-
perverletzungen gab, sind die natürlich auch Gegenstand bei den Beschuldigten, so-
fern sie daran beteiligt waren. Darüber hinaus ist mir bei einem Beschuldigten noch 
eine gefährliche Körperverletzung aus Mai 2025 bekannt, bei einem weiteren eine ge-
fährliche Körperverletzung aus Juli 2023 und eine einfache Körperverletzung auch aus 
Juli 2023. Das andere bezieht sich auf die Delikte, die Herr Minister erwähnt hat. Bei 
dem dritten Beschuldigten gab es in 2024 Vorerkenntnisse in Bezug auf Jugendpor-
nografie. Der Rest ist wieder Gegenstand der Mitteilung von Herrn Minister. Beim vier-
ten Tatverdächtigen ging es in 2016 um den Verdacht einer unerlaubten Einreise, also 
kein Bezug zum aktuellen Fall. Das ist alles, was mir an Vorerkenntnissen vorliegt. Es 
mag sein, dass es vor den Löschungsfristen noch irgendwas in der Vergangenheit 
gab, aber das ist der Erkenntnisstand, den ich habe. 
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Gregor Golland (CDU): Habe ich es am Anfang des Berichtes richtig verstanden, 
dass bei den Waffen oder Tatmitteln, die eingesetzt wurden, auch ein Taser dabei 
war? Solche Dinge sind ja, glaube ich, für Privatpersonen nicht erhältlich, und ich habe 
mich gefragt, ob man die Spur zurückverfolgen kann, und ob es Erkenntnisse gibt, wie 
diese Personen an solche Tatmittel gelangen. Ich meine jetzt nicht diese Elektroscho-
cker, die man irgendwo kaufen kann, sondern einen echten Taser. 

Minister Herbert Reul (IM): Dazu kann ich nur zu sagen, dass in den Unterlagen steht: 
Taser. Ob das ein einfacher Schocker war oder ein Gerät, wie wir es haben, können 
wir nicht abschließend sagen. Wir haben auch keine Idee, wo der das her hat. 

Gregor Golland (CDU): Vielleicht kann man das ja nachliefern. 

Markus Wagner (AfD): Noch eine Nachfrage zu den Vorstrafen bzw. den polizeilichen 
Erkenntnissen wegen Körperverletzungen – ich glaube, insbesondere im Mai 2025 war 
da was –: Hat sich das auch im familiären Bereich abgespielt, oder haben diese Taten, 
diese Ermittlungen mit dem familiären Bereich nichts zu tun? 

LdsKD Peter Mosch (IM): Nach meinem Kenntnisstand haben die nichts mit dieser 
aktuellen Tat zu tun. 
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3 Gesetz zur Neuverkündung des Verfassungsschutzgesetzes Nordrhein-

Westfalen und zur Änderung weiterer Gesetze 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/14557 

Ausschussprotokoll 18/974 (Anhörung vom 11.09.2025) 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Innenausschuss – fe-
derführend –, den Rechtsausschuss sowie den Haushalts- und 
Finanzausschuss am 09.07.2025) 

Vorsitzende Angela Erwin weist darauf hin, dass heute nur die Auswertung der An-
hörung erfolge und die abschließende Beratung und die Abstimmung über den Ge-
setzentwurf in einer der kommenden Sitzungen stattfänden. 

Dr. Werner Pfeil (FDP) vertritt die Ansicht, dass die Anhörung viele Fragen offenge-
lassen habe und dass Bedenken hinsichtlich der Verfassungsmäßigkeit des vorliegen-
den Gesetzentwurfs bestünden, was er mit Zitaten von Sachverständigen untermau-
ern wolle.  

Professor Dr. Gunter Warg: 

„Desinformation und auch Verunglimpfung von Staatsorganen sind nicht ein 
verfassungsmäßiges Beobachtungsobjekt. Es kann lediglich in bestimmten 
krassen Ausprägungsfällen ein Modus Operandi von verfassungsfeindli-
chen Bestrebungen sein.“ 

Professor Dr. Markus Löffelmann: 

„Pointierte Staatskritik, Desinformation, Delegitimierung des Staates, kann 
das alles eine Beobachtung durch den Verfassungsschutz auslösen, oder 
schließt das dieser Gesetzentwurf aus? Nein, er schließt es nicht aus.“ 

Professor Dr. Mark A. Zöller: 

„[…] da ist sozusagen alles – ich sage es mal ganz plastisch – rein ge-
klatscht worden, was man so an Wünschen hatte. Da fehlt mir so ein biss-
chen der spezifische Verfassungsbezug. […] Also, das geht zu weit. Mich 
wundert, dass das nicht einen völligen Aufschrei der Empörung … In so 
einem Staat möchte ich nicht leben. Das ist George Orwell, das ist „1984“. 
Deswegen verzeihen Sie mir den Begriff „Überwachungsstaat“. Ich kann 
verstehen, dass das Synergieeffekte auslöst und Ressourcen schont. Aber 
das hat keinerlei Chance, in Karlsruhe zu halten.“ 

Er könne so fortfahren, aber diese drei Zitate stellten die Kritik am derzeitigen Entwurf 
ob seiner Unklarheiten und Unverhältnismäßigkeiten wohl hinreichend anschaulich 
heraus. 
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Darüber hinaus hätten die Sachverständigen auch Ansatzpunkte für mögliche Ände-
rungen aufgezeigt. Seine Fraktion empfehle nachdrücklich, diese vorzunehmen, um 
die Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes zu gewährleisten, und sei diesbezüglich na-
türlich auch zu einer Zusammenarbeit bereit. 

Christina Kampmann (SPD) hält eine Novellierung des Verfassungsschutzgesetzes 
für dringend erforderlich, um einerseits den technologischen Entwicklungen und anderer-
seits der fortlaufenden Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zu genügen. 

Der derzeit vorliegende Entwurf allerdings – da könne sie sich ihrem Vorredner im 
Wesentlichen anschließen – werde diesen Ansprüchen nicht gerecht. Mit besorgniser-
regender Einigkeit hätten die Sachverständigen handwerkliche Fehler und verfas-
sungsrechtlich fragwürdige Regelungen moniert. Daher habe sie eigentlich schon für 
heute mit einem Änderungsantrag der regierungstragenden Fraktionen gerechnet. 
Sollten diese einen solchen noch einbringen – und entsprechende Signale habe sie 
bereits wahrgenommen –, erscheine die Berücksichtigung folgender Kritikpunkte aus 
der Anhörung geboten: 

Das Stufensystem hinsichtlich der Beobachtungsbedürftigkeit sei zu unscharf. 

Die automatisierte Datenerhebung weise bei zu niedrigen Eingriffsschwellen eine zu 
hohe Eingriffsintensität auf. 

Die Verarbeitung von Daten im Zuge der Internetaufklärung, auch öffentlich zugänglicher, 
berühre die Grundrechte, da Verarbeitung über reines Zusammentragen hinausgehe. 

Die Quellen-TKÜ werde in nur unzureichender Weise auf besonders wichtige Rechts-
güter begrenzt. 

Der Zugriff auf private Videoüberwachung durch den Verfassungsschutz gehe sogar 
über die Regelung auf Bundesebene hinaus und entbehre jeder Verhältnismäßigkeit. 

Die nachrichtendienstlichen Mittel müssten einer Erforderlichkeitsprüfung unterliegen. 

Die Berichtspflichten erschienen zwar nicht unbedingt sinnlos, aber auch nicht gerade 
sinnvoll. 

Dorothea Deppermann (GRÜNE) meint, dass die derzeitige Bedrohungslage, ausge-
hend von Rechtsextremismus, Islamismus, Spionage und Sabotage, es erforderlich 
mache, die Sicherheitsbehörden und insbesondere den Verfassungsschutz als Früh-
warnsystem gut aufzustellen. Allerdings griffen die Maßnahmen des Verfassungs-
schutzes häufig tief in die Grundrechte der betroffenen Personen ein, und zwar häufig 
ohne deren Wissen, da sie üblicherweise verdeckt durchgeführt würden. Daraus re-
sultiere die Notwendigkeit einer gründlichen Kontrolle des Verfassungsschutzes, die 
viele Sachverständige im vorliegenden Gesetzentwurf, auch unter Berücksichtigung 
der erweiterten Befugnisse, aber als hinreichend verankert erachtet hätten. 

Nordrhein-Westfalen implementiere als erstes Bundesland und sogar noch vor dem 
Bund eine Regelung zur Künstlichen Intelligenz, die es dem Verfassungsschutz er-
mögliche, die zunehmende Informationsflut, insbesondere im digitalen Raum, besser 
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zu bewältigen, was zum einen den einzelnen Mitarbeitenden helfe und zum anderen 
die Abteilung insgesamt handlungsfähiger mache. 

Verschiedene Hinweise zum Gesetzentwurf, vor allem jene rechtlicher Art, würden ge-
rade geprüft und gegebenenfalls in einen Änderungsantrag eingearbeitet, den man 
natürlich auch der Opposition zur Kenntnis bringen werde. 

Es als nicht überraschend bezeichnend, dass die Opposition vor allem die in der An-
hörung vorgebrachte Kritik hervorhebe, ergänzt Dr. Christos Katzidis (CDU), dass 
die Sachverständigen sich seiner Wahrnehmung nach insgesamt wesentlich differen-
zierter geäußert hätten. Einen der Sachverständigen könne man völlig außer Acht las-
sen, da er sich in einer Art und Weise unsachlich und populistisch geäußert habe, wie 
man es sich in diesem Rahmen eigentlich nicht wünsche. Bei einigen der übrigen 
Sachverständigen sei der Tenor in der Tat eher negativ ausgefallen, bei anderen aber 
durchaus positiv, namentlich bei Professor Dr. Patrick Sensburg, Professor Dr. Markus 
Löffelmann und Professor Dr. Christoph Gusy. So heiße es in der schriftlichen Stellung-
nahme von letzterem – den wohlgemerkt nicht die CDU-Fraktion hinzugezogen habe –
zum Gesetzentwurf: 

„Offensichtliche Verfassungswidrigkeiten sind nicht erkennbar, […] Er wei-
tet die rechtlichen Befugnisse des LfV in Maßen aus. Und er weitet gleich-
falls die Kontrollverfahren in Maßen aus. 

Hinsichtlich der Aspekte der Tatbestandsvoraussetzungen bzw. der Erweiterung der 
Befugnisse habe zwar ein Sachverständiger die Formulierung „Überwachungsstaat“ 
verwendet, andere Sachverständige hingegen hätten nicht in dieser Form pauschali-
siert, teilweise sogar weitere Maßnahmen als wünschenswert genannt. Auch die Be-
wertung der Aspekte der Altersgrenze, der Anordnungsbefugnisse, der Mitteilungs-
pflichten und der Parlamentskontrolle sei aufseiten der Sachverständigen differenziert 
ausgefallen. 

Man werde die in der Anhörung vorgetragene Kritik sorgfältig prüfen und gegebenen-
falls mittels eines Änderungsantrags Nachbesserungen vornehmen. Das gelte insbe-
sondere mit Blick auf die teilweise vermutete Verfassungswidrigkeit, wobei eine derar-
tige Einordnung natürlich letztlich der Judikative obliege. 

In jedem Fall handle es sich um eine große und längst überfällige Novelle mittels derer 
der Verfassungsschutz rechtlich gestärkt werde, um auf die zunehmenden Herausfor-
derungen reagieren zu können. 

Die Gefahren für die freiheitlich-demokratische Grundordnung als gestiegen erach-
tend, moniert Markus Wagner (AfD), dass der Phänomenbereich „Linksextremismus“ 
in diesem Zusammenhang noch nicht erwähnt worden sei, was er der Vollständigkeit 
halber hiermit tue. 

In der Anhörung habe es unter anderem folgende Kritikpunkte gegeben: 

Die Verwendung unbestimmter Rechtsbegriffe wie „Desinformation“ oder „Verächtlich-
machung“ stehe Art. 5 Grundgesetz entgegen. 
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Für die gesteigerte Beobachtungswürdigkeit reiche bloße Besorgnis nicht aus, viel-
mehr brauche es Gefahrgeneigtheit, weshalb es diesbezüglich einer gesetzlichen Prä-
zisierung bedürfe. 

Der Zugriff auf Cloudspeicher sei als Eingriff in das IT-Grundrecht nicht zulässig. 

Die mit dem Föderalismus einhergehenden unterschiedlichen Modelle in den einzel-
nen Bundesländern führten zu einer Rechtszersplitterung, was die Zusammenarbeit 
erschwere. Dieses Problem ließe sich naturgemäß nicht von Nordrhein-Westfalen al-
lein lösen, vielmehr brauche es hier ein gemeinsames Vorgehen aller Länder. 

Seine Fraktion kritisiere zudem, dass sie aus dem PKG ausgeschlossen werde, da 
keine vollständige parlamentarische Kontrolle vorliege, solange ein Teil der Opposition 
in diesem Gremium nicht vertreten sei. 

Minister Herbert Reul (IM) erinnert daran, dass alle um den Handlungsbedarf in die-
ser Sache wüssten und entsprechende Bemühungen schon seit längerer Zeit liefen. 
Voraussetzung für ein Gelingen sei natürlich auch eine Abstimmung mit dem Bund 
bzw. den anderen Ländern, da es ohne einen gewissen Gleichklang nicht funktioniere. 
Aus verschiedenen Gründen, unter anderem dem Regierungswechsel in Berlin, habe 
es Verzögerungen gegeben. Da man nun aber einen entsprechenden Gesetzesvor-
stoß auch auf Bundesebene erwarten dürfe, könne es sogar sein, dass am hiesigen 
Gesetz nachgearbeitet werden müsse. 

In Anhörungen zu derartig sensiblen Themen gebe es typischerweise konträre Mei-
nungen, wobei diesen nicht immer fachliche, sondern manchmal auch politische oder 
wieder anders geartete Motivationen zugrunde lägen. Dann gelte es, all diese Meinun-
gen zu gewichten und entsprechende Richtungsentscheidungen zu treffen bzw. 
Schwerpunkte zu setzen. Im Übrigen habe es durchaus auch Stimmen gegeben, die 
auf die Ermöglichung noch weiter gehender Maßnahmen gedrängt hätten. 

Prinzipiell seien Grundrechtseingriffe legitim, aber dabei komme es natürlich auf die 
Details an. Im speziellen Fall liege seines Erachtens ein ausgewogenes Ergebnis vor: 
Der Verfassungsschutz werde modernisiert und mit mehr Rechten ausgestattet, wobei 
letzteres behutsam geschehe, flankiert von zusätzlichen Kontrollmechanismen. 

Bei diesem Gesetzentwurf sei, ähnlich wie damals beim Polizeigesetz, eine breite Mehr-
heit wünschenswert, weshalb er die kritischen Anmerkungen der Opposition begrüße 
und die Möglichkeit prüfen werde, sie gegebenenfalls in die Novelle einfließen zu lassen. 

Auf die abschließende Bemerkung seines Vorredners eingehend, signalisiert Dr. Werner 
Pfeil (FDP) nochmals die grundsätzliche Bereitschaft seiner Fraktion zur Zusammen-
arbeit in dieser Sache, mahnt aber an, dass die Koalition die beabsichtigten Änderungen 
dann auch der Opposition vorab vorlegen müsse, damit diese ihrerseits Änderungen 
vorschlagen könne. 

Dr. Christos Katzidis (CDU) erwidert, dass man konkrete Änderungsvorschläge 
gerne entgegennehmen werde.  
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4 Achtes Gesetz zur Änderung des Polizeigesetzes des Landes Nordrhein-

Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4141 

Vorsitzende Angela Erwin weist darauf hin, dass die plenare Überweisung des vor-
liegenden Gesetzentwurfs noch ausstehe, der Ausschuss im Sinne eines zügigen Be-
ratungsverfahrens heute aber einen Vorratsbeschluss hinsichtlich des weiteren Vor-
gehens fassen möge. 

Der Ausschuss kommt überein, am 30. Oktober 2025 eine An-
hörung durchzuführen. 
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5 Organisierten Missbrauch von Sozialleistungen im Rahmen der Arbeitnehmer-

freizügigkeit konsequent bekämpfen – von Armutszuwanderung betroffene 
Kommunen besser unterstützen! 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/15600 

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales – federführend –, den Integrationsaus-
schuss, den Ausschuss für Heimat und Kommunales sowie den 
Innenausschuss am 17.09.2025) 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag von Dr. Werner Pfeil (FDP), 
sich nachrichtlich an der Anhörung des federführenden Aus-
schusses zu beteiligen. 
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6 Schluss mit lustig: Lachgas für den Privatkonsum bleibt ernstzunehmende 

Gefahr für Gesundheit, Klima und Kreislaufwirtschaft 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/14723 

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Umwelt, Natur- 
und Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche 
Räume – federführend –, den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales sowie den Innenausschuss am 18.09.2025) 

Den zunehmenden Konsum von Lachgas, gerade durch jüngere Menschen, und die 
damit teilweise einhergehenden Vergiftungen als immer größer werdendes Problem 
bezeichnend, fügt Christina Kampmann (SPD) an, den geplanten Gesetzentwurf der 
Bundesministerin für Gesundheit, Nina Warken, in dieser Sache zu befürworten. Die-
ser sei auch deshalb erforderlich, weil das in mehreren Kommunen, auch in Nordrhein-
Westfalen, ausprobierte Verbot des Verkaufs von Lachgas an Kinder und Jugendliche 
als gescheitert betrachtet werden müsse, da Interessenten leicht auf den Onlinehandel 
ausweichen könnten. 

Mittels vorliegendem Antrag fordere ihre Fraktion die Landesregierung auf, den Ge-
setzentwurf auf Bundesebene zu unterstützen. Zudem sollten auf Landesebene Auf-
klärungskampagnen initiiert und die Suchtprävention gefördert werden. Darüber hin-
aus brauche es ein adäquates Pfand auf Lachgaskartuschen bzw. deren Eingliederung 
in eine bundesweite Kreislaufwirtschaft, um Explosionen und Bränden durch unsach-
gemäß entsorgte Kartuschen vorzubeugen. 

Dr. Christos Katzidis (CDU) hält seiner Vorrednerin entgegen, dass es bereits auf 
mehreren Ebenen Aufklärungs- und Präventionsmaßnahmen gebe, die natürlich fort-
laufend weiterentwickelt würden und somit auf neue Phänomene wie das hier in Rede 
stehende ausgerichtet werden könnten. 

Eine Unterstützung der Bundesregierung durch die Landesregierung brauche es in 
dieser Sache nicht, aber natürlich stehe es der hiesigen SPD frei, sich auch auf Bun-
desebene zu engagieren und entsprechende Wünsche an die Minister der schwarz-
roten Koalition heranzutragen. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE) gibt an, hinsichtlich der kommunalen Verbote – anders als 
Christina Kampmann (SPD) – durchaus positive Rückmeldungen erhalten zu haben, 
weshalb man auf dieser Basis zunächst fortfahren wolle, wobei eine gegebenenfalls 
notwendig werdende Anpassung der Vorgehensweise natürlich vorgenommen werden 
könne. 

Thorsten Klute (SPD) hält kommunale Maßnahmen für ungeeignet, da sie Uneinheit-
lichkeit mit sich brächten. Es sei nicht zielführend, wenn die eine Kommune Verbote 
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implementiere und konsequent umsetze, die andere aber nicht. Es gebe im Übrigen 
nur wenige kommunale Kampagnen gegen die missbräuchliche Verwendung von 
Lachgas und von solchen auf Landesebene habe er noch nie gehört, auch nicht im 
Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales. Die Landesregierung möge also auf 
eine Lösung in der Fläche hinwirken, und in diesem Zusammenhang ergebe natürlich 
auch die Unterstützung der Gesetzesinitiative auf Bundesebene Sinn. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD gegen die 
Stimmen der SPD-Fraktion bei Enthaltung der FDP-Fraktion 
ab. 
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7 Kehrtwende im Zivil- und Bevölkerungsschutz – Vorbereitungen in Nord-

rhein-Westfalen treffen 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/15490 

(Überweisung des Antrags an den Innenausschuss – federfüh-
rend –, den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales sowie 
den Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie 
am 19.09.2025) 

Vorsitzende Angela Erwin weist darauf hin, dass die beiden mitberatenden Aus-
schüsse jeweils den Vorratsbeschluss gefasst hätten, sich an einer etwaigen Anhö-
rung des federführenden Ausschusses nachrichtlich zu beteiligen. 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag von Dr. Werner Pfeil (FDP), 
eine Anhörung durchzuführen. 
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8 Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Verordnung über Zuständig-

keiten nach dem elD-Karte-Gesetz 

Vorlage 18/4185 
Drucksache 18/15572 

Der Ausschuss nimmt den Verordnungsentwurf zur Kenntnis. 
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9 Vergewaltigungen im Kreis Paderborn – Wie sehen die Zahlen aus? (Bericht 

beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4213 

– keine Wortbeiträge 
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10 Gelsenkirchen: Messerstecherei in der Fußgängerzone – Was sind die Hin-

tergründe? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4287 
Vertrauliche Vorlage 18/168 

Vorsitzende Angela Erwin bittet darum, im öffentlichen Sitzungsteil keine Fragen mit 
Bezug auf die vertrauliche Vorlage zu stellen. 

Davon ausgehend, dass die bei derartigen Sachverhalten von ihm immer wieder ge-
stellten Fragen auch dieses Mal unbeantwortet bleiben würden, stellt Markus Wagner 
(AfD) sie dennoch: Welchen Aufenthaltsstatus hätten die involvierten Personen? 
Seien gegen sie aufenthaltsbeendende Maßnahmen ergriffen worden? 

Minister Herbert Reul (IM) antwortet, dass diese Fragen im Integrationsausschuss 
gestellt werden müssten, da ihre Beantwortung Ministerin Josefine Paul (MKJFGFI) 
obliege. Im Übrigen verfüge er selbst über keine Informationen dazu. 

Markus Wagner (AfD) schlägt vor, dass Minister Herbert Reul (IM) sich von Ministerin 
Josefine Paul (MKJFGFI) derartige Informationen übermitteln lasse solle, dann müsse 
er selbst auch keine Kleinen Anfragen mehr dazu stellen. 

Minister Herbert Reul (IM) lehnt diesen Vorschlag unter Verweis auf die Fachaus-
schüsse mit ihren klar umgrenzten Zuständigkeiten ab. 
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11 DHL-Fahrer prügelt auf Pärchen ein (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion 

[siehe Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4210 

– keine Wortbeiträge 
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12 Neusser Bürger-Schützenfest: Welches Sicherheitskonzept wurde erarbei-

tet? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 2]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4192 

– keine Wortbeiträge 
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(Wird heute nicht behandelt; siehe „Vor Eintritt in die Tagesordnung“.) 

13 Studie des LKA zu Tötungsdelikten zum Nachteil von Frauen (Bericht bean-
tragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4305 
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14 Starkregen und Überflutungen in Nordrhein-Westfalen (Bericht beantragt von 

der SPD-Fraktion [siehe Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4293 

Sich auf die Formulierung im vorliegenden Bericht beziehend, dass sich die seit 2021 
verbesserten Prozesse zum ressort- und organisationsübergreifenden Informations-
austausch bewährt hätten, fragt Christina Kampmann (SPD), wo es noch Verbesse-
rungsbedarf gebe. Zudem möchte sie wissen, ob die Landesregierung den betroffenen 
Kommunen im Zusammenhang mit den Starkregenereignissen vom 8./9. Septem-
ber 2025 rückwirkend Soforthilfen gewähren werde. 

LMR Christoph Held (IM) legt dar, dass das Wissen darüber, wie man mit derartigen 
Ereignissen umgehen müsse, laufend zunehme, was auch zwingend notwendig sei, 
da diese leider immer häufiger aufträten. Realistischen Einschätzungen der konkreten 
Auswirkungen der Prognosen des Deutschen Wetterdienstes durch die örtlichen Ge-
fahrenabwehrbehörden komme große Bedeutung zu. Daher bemühe man sich um 
eine enge Zusammenarbeit mit dem DWD, um beispielsweise besser zu verstehen, 
was genau geschehe, wenn an einem bestimmten Ort so und so viele Liter Regen-
wasser auf einen Quadratmeter niedergingen. 

Anträge auf Soforthilfen seien nicht eingegangen, wobei es auch keine Anhaltspunkte 
für akute Notlagen gegeben habe, die diese erforderlich gemacht hätten. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE) fragt nach Erkenntnissen dazu, auch aufseiten der Hilfsor-
ganisationen, etwa des THW, wie gut die Warnungen funktioniert hätten und ob hin-
sichtlich der Evakuierungen aufgrund der in den vergangenen Jahren durchgeführten 
Warntage sowie der neu eingeführten Warnmittel Effektivitätssteigerungen zu ver-
zeichnen gewesen seien. Zudem interessiere sie die Art der vorrangig genutzten 
Warnmittel. 

LMR Christoph Held (IM) hebt die Bedeutung der Sensibilisierung der Bevölkerung 
für das Thema „Katastrophenschutz“ hervor, da diese natürlich im direkten Zusam-
menhang mit einer hinreichenden Informiertheit und einer angemessenen Prävention 
stehe. Einen wichtigen Aspekt stellten in diesem Zusammenhang die Warnungen dar, 
weshalb man das Warnsystem stetig stärke, einerseits mittels der zweimal jährlich 
stattfindenden Warntage und andererseits mittels Sirenenförderprogrammen und der 
fortlaufenden Konkretisierung der Warntexte. 

Hinsichtlich der von seiner Vorrednerin angesprochen Evakuierungen – die übrigens 
vorsorglich erfolgt seien; Verletzte habe es nicht gegeben – lägen ihm keine Erkennt-
nisse dazu vor, dass es dabei Probleme gegebenen hätte. 
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Auf den einschlägigen Fünfzehnpunkteplan aus der vorherigen Legislaturperiode so-
wie die Handlungsempfehlungen des PUA „Hochwasserkatastrophe“ Bezug nehmend, 
möchte Dr. Werner Pfeil (FDP) wissen, ob es nach den zahlreichen Einsätzen unter 
Beteiligung vieler Behörden bzw. Organisationen Rückmeldungen, insbesondere hin-
sichtlich eines etwaigen Verbesserungsbedarfs, gegeben habe. 

LMR Christoph Held (IM) erläutert, dass die Einsätze, die durch die örtlichen Kräfte, 
vor allem die Feuerwehren, abgewickelt worden seien, ergänzt um Hilfsmaßnahmen 
nachbarschaftlicher Art, im Großen und Ganzen als Alltagsgeschäft kategorisiert wer-
den könnten. Die landesweiten Konzepte für den Katastrophenschutz hätten nicht zur 
Anwendung gebracht werden müssen, weshalb es auch keine entsprechenden Rück-
meldungen gebe. 

Um die Frage aus ihrem vorherigen Wortbeitrag zu präzisieren, führt Dr. Julia Höl-
ler (GRÜNE) einleitend aus, dass sich Übungen, ganz unabhängig von ihrer Qualität, 
niemals so gut wie reale Schadensereignisse eigneten, um im Nachgang die Reaktio-
nen der Bevölkerung, insbesondere auf die Warnungen, zu bewerten und einzuord-
nen. Vor diesem Hintergrund möge dargelegt werden, wie effektiv die Warnungen vor 
diesem Starkregen, diesen Überflutungen funktioniert hätten, und zwar auch mit Blick 
darauf, dass man in den vergangenen Jahren große Anstrengungen in Sachen Effek-
tivitätssteigerung unternommen habe. 

LMR Christoph Held (IM) gibt an, dass sich eine derartige Bewertung schwierig ge-
stalte, da keine empirisch verwertbaren Zahlen vorlägen, weshalb man nur das Ver-
halten der Bevölkerung insgesamt bewerten könne. Diesbezüglich jedoch lasse sich 
positiv hervorheben, dass die Warnungen erstens beachtet worden seien und den 
Evakuierungsanweisungen zweitens Folge geleistet worden sei. 
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15 Führungslose Polizeipräsidien – ein wiederkehrendes Problem (Bericht be-

antragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4296 

Christina Kampmann (SPD) möchte wissen, warum es nicht gelinge, die schon seit 
längerer Zeit unbesetzten Leitungsstellen der Polizeipräsidien Aachen und Mönchen-
gladbach zu besetzen. Mittlerweile betreffe das auch das Polizeipräsidium Bielefeld. 
Gebe es zumindest dort die Perspektive auf eine zeitnahe Nachbesetzung? Zudem 
möge dargelegt werden, welche Auswirkungen diese Vakanzen auf die strategische 
Führung und die Einsatzfähigkeit bei den Behörden einerseits und auf die innere Si-
cherheit in den Kommunen andererseits hätten. 

Dr. Werner Pfeil (FDP) fragt, wie viele Bewerbungen auf die offenen Stellen vorlägen. 

Minister Herbert Reul (IM) erwidert auf die Frage seines Vorredners, dass er sie mit 
Blick auf die offenen Verfahren in dieser Sache nicht beantworten werde. Die Aus-
schreibungen für die Polizeipräsidiumsposten in Aachen und Mönchengladbach seien 
aber erfolgt, und derzeit würden die eingegangenen Bewerbungen geprüft. 

Die Gründe für die dortigen Vakanzen habe man an dieser Stelle schon häufiger erör-
tert: Die frühere Einstufung der Polizeipräsidenten – es habe sich um politische Be-
amte gehandelt – und das entsprechende Verfahren zur Postenbesetzung – vom Ka-
binett sei auf Vorschlag beschlossen worden – habe das Bundesverfassungsgericht 
für unzulässig erklärt, weshalb es nun ordnungsgemäße Personalauswahlverfahren 
brauche, die sich natürlich langwieriger gestalteten. 

Im Polizeipräsidium Bielefeld liege noch keine Vakanz vor, da es erst Mitte November 
zu einem Abgang kommen werde; mit einem solchen werde in Bonn für Ende 2026 
gerechnet. Da die Grundsatzfragen aber geklärt seien, würden die Nachbesetzungen 
dort wohl wesentlich zügiger vonstattengehen. 

Sich auf die Formulierung im vorliegenden Bericht beziehend, dass der Bonner Poli-
zeipräsident voraussichtlich Ende 2026 die Regelaltersgrenze erreichen werde, 
möchte Markus Wagner (AfD) wissen, ob das Nachbesetzungsverfahren so rechtzei-
tig eingeleitet werde, dass es gar nicht erst zu einer Vakanz komme. 

Dr. Werner Pfeil (FDP) bittet um Antwort auf die Frage, ob man künftig dem Prinzip 
der Bestenauslese konsequent Rechnung tragen werde, indem man die Zahl der po-
tenziellen Kandidaten dadurch vergrößere, dass man nicht nur innerhalb des Ministe-
riums, sondern ministeriumsübergreifend ausschreibe. 

Minister Herbert Reul (IM) erwidert, dass diesbezüglich keine Vorgaben existierten – 
wiewohl es Argumente sowohl für eine Öffnung als auch eine Eingrenzung gebe – und 
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man sich – die Justiz und die Schulen agierten ähnlich – zunächst einmal für eine 
Bestenauslese in der eigenen Organisationseinheit entschieden habe, auch um das 
Vorhandensein bestimmter Voraussetzungen zu gewährleisten. Im Übrigen arbeiteten 
im IM ja nicht nur Polizisten, sondern auch hinreichend qualifizierte Personen aus an-
deren Bereichen, etwa dem der Bezirksregierungen. 

Mit Blick auf die anstehende Nachbesetzung im Polizeipräsidium Bonn gelte es, zu 
berücksichtigen, dass der derzeitige Stelleninhaber auch einen Antrag auf Amtszeit-
verlängerung stellen könne, weshalb bestimmte Fristen eingehalten werden müssten. 
Im Übrigen handle es sich auch um eine Frage des Anstands. Prinzipiell sei es aber 
richtig, dass man sich um einen möglichst nahtlosen Übergang bemühen sollte. 

Allerdings wolle er in diesem Zusammenhang betonen, dass die Vakanzen in Aachen 
und Mönchengladbach keinesfalls zu einem Kompetenzvakuum geführt hätten, da das 
verbliebene Personal die Führung der Behörden optimal gewährleistet habe, wobei 
das natürlich für die betroffenen Personen – und dafür übernehme er die Verantwor-
tung – mit einer extremen Mehrbelastung einhergegangen sei. 
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(Wird heute nicht behandelt; siehe „Vor Eintritt in die Tagesordnung“) 

16 Gewalt an Schulen immer schlimmer – Wie sieht es in NRW aus? (Bericht 
beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4306 
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17 Straftaten im Kommunalwahlkampf – Wie sehen die Zahlen aus? (Bericht 

beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4289 

– keine Wortbeiträge 

  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 38 - APr 18/1013 

Innenausschuss 02.10.2025 
59. Sitzung (öffentlicher Teil) bas 
 
 
18 Essen: Frau am Hauptbahnhof mit Messer schwer verletzt – Was sind die 

Hintergründe? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4299 

– keine Wortbeiträge 
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19 Massenschlägerei zwischen Dortmund- und Schalke-Hooligans (Bericht be-

antragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4303 

Sich auf die Beschreibung des Tathergangs im vorliegenden Bericht beziehend, möchte 
Markus Wagner (AfD) wissen, wie es zusammenpasse, dass auf einer Geburtstags-
feier von Mitgliedern der Fanszene von Rot-Weiss Essen in einem Vereinsheim in Gel-
senkirchen-Rotthausen 30 Personen aufgetaucht seien, die Flaschen und Stühle ge-
worfen sowie „Scheiß Essen“ geschrien hätten. 

Minister Herbert Reul (IM) gibt an, diese Unklarheit jetzt nicht beseitigen zu können, 
dem aber nachgehen und entsprechende Informationen nachreichen zu wollen. 
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20 Nennung der Nationalität von Straftätern – Wann ist damit endlich zu rech-

nen? (Bericht beantragt von der AfD-Fraktion [siehe Anlage 4]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4288 

– keine Wortbeiträge 
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21 Ermittlungen wegen mutmaßlicher Sabotageangriffe auf Bahnverbindungen 

in Nordrhein-Westfalen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe Anlage 5]) 

In Verbindung mit: 

 Sabotageakte gegen die Bahn (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [siehe 
Anlage 6]) 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Es gab verstärkt und vermehrt Anschläge auf die Bahn. Da geht es um Brandstiftung 
in Essen am 12. September dieses Jahres; eine weitere in Oberhausen, 18. Sep-
tember; in Leverkusen und Herzogenrath wurden am 22. September Kabel durch-
trennt; zuletzt noch ein Brandanschlag in Heinsberg am 23. September. Wir hatten 
im Juli und im August auch schon Vorfälle: 16. Juli, Brandstiftung Essen; 31. Juli, 
Düsseldorf; 22. August, weiterer Brand an der Bahnlinie in Wuppertal; 28. August, 
Brandstiftung Heinsberg; 30. August, versuchter gefährlicher Eingriff in den Bahn-
verkehr in Wuppertal. Das betrifft uns – das macht die Sache noch größer – nicht 
allein, vielmehr häufen sich im ganzen Bundesgebiet die Vorfälle. 

Sie werden sehen, dass drei der von mir genannten Taten – nämlich am 16. Juli, 
12. September und 18. September – nicht im Bericht des Justizministeriums auftau-
chen. Hintergrund sind polizeiliche Erkenntnisse, die wir haben. Ich nenne sie mal, 
damit es vollständig ist. Wie immer kann ich aber nicht auf alle Verfahren im Detail 
eingehen. Der Staatsanwalt Dr. Steinforth ist da und wird gleich noch mehr dazu 
sagen. Zu Dingen außerhalb Nordrhein-Westfalens können weder ich noch der Jus-
tizvertreter etwas sagen. Wir arbeiten aber eng mit den Sicherheitsbehörden im 
Bund und in den Ländern zusammen. Dazu später mehr. 

Wie es bei Bahnanlagen eben ist, sind ganz unterschiedliche Institutionen zustän-
dig: Bundespolizei, Landespolizei, Deutsche Bahn und andere Bahnbetreiber. Poli-
tisch motivierte Taten fallen in die Zuständigkeit des Staatsschutzes der Länder. 
Aber das heißt nicht, dass jede Beschädigung oder jede Brandstiftung auch politisch 
motiviert ist. Im Laufe der Ermittlungen entpuppen sich augenscheinliche Dumme-
jungenstreiche aber manchmal als gezielte Sabotageakte oder andersrum. Deshalb 
sehen sich unsere Sicherheitsbehörden im Bund und Land jeden Fall genau an. 
NRW-Polizei und Bundespolizei arbeiten da mit der Bahn Hand in Hand, auch die 
Kreispolizeibehörden sind eingebunden.  

Was können wir bisher sagen? Einige der Taten, nicht alle, ordnen wir dem links-
extremistischen Spektrum zu. Hier liegen Bekennerschreiben vor, das ist also ein-
fach. Diese Schreiben handeln von Klima, von Umweltschutz, von Antirepression 
usw.; es geht um Antikapitalismus, Antimilitarismus. Dabei sind auch Leute, die zu-
rück zur vorindustriellen Zeit wollen. Moderne Technologie ist also in ihren Augen 
Teufelszeug. 

Klar ist, diese Handlungen kosten einen Haufen Geld, richten großen Schaden an, 
und sie nerven die Bahnreisenden, die auf ihren Zug zur Arbeit angewiesen sind. 
Sie erzielen aber, und das ist wahrscheinlich der Clou, hohe mediale Aufmerksamkeit. 
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Das finden die Täter gut, weil sie der Szene so vermitteln: Wir bewirken was, wir 
kriegen was hin, wir fallen auf. – Das macht uns Sorgen, weil wir befürchten müs-
sen, dass Linksextremismus künftig auch andere Infrastrukturbereiche in den Fokus 
nehmen könnte: Energie, Verkehr, Wirtschaft – es gibt genug Beispiele; Stichwort 
„Tesla-Fabrik Brandenburg“. 

Sabotage aus dem linksextremistischen Spektrum ist der eine Teil, Russland ist na-
türlich auch eine Möglichkeit; Stichwort „Taschengeldagenten“, also Leute, die von 
russischen Stellen für kleines Geld angeworben werden, um Sabotageakte zu ver-
üben, denn Waffen und andere Güter für die Ukraine werden natürlich auf der 
Schiene transportiert. Wir haben dafür im Moment keine konkreten Belege, aber es 
geht ja gerade auch um die gezielte Verschleierung der Motivation. Dazu will ich 
sagen: Wir sind da sensibilisiert, passen auf. 

Zurück zu den aktuellen Ereignissen: Zunächst ist es wichtig, die Hintergründe und 
das Motiv für die Tat aufzudecken. Zu sagen, ob es sich tatsächlich um politisch 
motivierte Taten, um eine besorgniserregende Häufung dieser Fälle handelt, ist al-
lerdings erst nach Abschluss der Ermittlungen möglich. Wir sind aber nicht untätig, 
und ich selbst habe mich mit dem Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr 
ausgetauscht. Im Rahmen des Arbeitskreises „Bahnpolitik“, starten wir über die Ver-
kehrsministerkonferenz, auch beim Bund eine Initiative zum Thema „Resilienz der 
Schiene vor Extremwetterereignissen und Sabotageangriffen“. Da geht es um Un-
terstützung der Bahn bei Sabotageangriffen seitens des Bundes. 

Mehr Technik bei der Bahn: Stichwort „Videotechnik“; Trittschallsensoren, also spe-
zielle Sensoren, die erkennen, wenn jemand beispielsweise unbefugt bestimmte 
Bereiche am Bahnsteig oder in Gleisnähe betritt; Wärmebildkameras. Zudem über-
fliegt die Deutsche Bahn verschiedene Streckenabschnitte regelmäßig mit Drohnen. 

Ermittlungen: Wir thematisieren jeden Sachverhalt, zum Beispiel aus den Bereichen 
„links“ oder „Spionage“, im Gemeinsamen Extremismus- und Terrorismusabwehr-
zentrum. Natürlich schöpfen wir alle Möglichkeiten und Handlungsspielräume kon-
sequent raus. Wir arbeiten eng zusammen mit Deutscher Bahn und Bundespolizei. 
Das muss stetig sein, und es muss schnell gehen, denn wenn wir schnellstmöglich 
Einsatzkräfte an den Tatort entsenden, erhöht sich die Wahrscheinlichkeit, vor Ort 
noch Tatverdächtige anzutreffen – logisch. Darüber hinaus wurde unsere Kriminal-
polizei umfassend sensibilisiert. 

Das sind keine alltäglichen Sachverhalte gewesen, deshalb wird auf Hochtouren 
ermittelt. Das Phänomen betrifft große Teile des Landes, Erkenntnisse werden bun-
desweit ausgetauscht. Das größte Ziel: unsere Infrastruktur zu schützen; (akustisch 
unverständlich) zu überwinden; wirtschaftliche Schäden und im Anschlagsfall Opfer 
zu verhindern. Das gilt nicht nur für NRW, sondern bundesweit. 

Das ist es, was ich jetzt konkret sagen kann. Da ist im Moment noch sehr viel Nebel. 

StA Dr. Sebastian Steinforth (JM) ergänzt: 
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Zum mündlichen Bericht der Landesregierung zu diesem Tagesordnungspunkt kann 
ich, soweit der Geschäftsbereich des Ministeriums der Justiz betroffen ist, Folgendes 
beitragen: 

Die Leitende Oberstaatsanwältin in Aachen hat dem Ministerium der Justiz unter 
dem 25. September 2025 unter anderem Folgendes berichtet: 

Am 22. September 2025 durchtrennten bislang unbekannte Täter in einem Kabel-
schacht an der Bahnstrecke der Deutschen Bahn zwischen den Haltepunkten Bahn-
hof Herzogenrath und Herzogenrath-Kohlscheid Glasfaserkabel, sodass ein polizei-
lich geschätzter Sachschaden in Höhe von 2.500 Euro entstand. Zu Einschränkun-
gen des Bahnverkehrs kam es in der Folge nicht. 

In der Nacht auf den 23. September setzten gleichfalls unbekannte Täter einen un-
mittelbar in einem Bahnübergang gelegenen Kabelschacht an der Strecke der Deut-
schen Bahn zwischen den Haltepunkten Heinsberg-Oberbruch und Heinsberg-
Dremmen in Brand, was zu einem Schmelzen der darin verlaufenden Kabel führte. 
Dies verursachte einen vollständigen und mehrstündigen Ausfall der technischen 
Überwachungsmechanismen für den Bahnabschnitt zwischen Heinsberg und Lin-
den sowie in der Folge eine Aussetzung des Bahnverkehrs. 

Die Hintergründe der vorgenannten Sachverhalte, die jeweils Gegenstand bei mei-
ner Behörde eingeleiteter laufender Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt wegen 
des Verdachts des versuchten Mordes und wegen des Verdachts des gefährlichen 
Eingriffs in den Bahnverkehr sind, sind bislang ungeklärt. 

Der Leitende Oberstaatsanwalt in Köln hat unter dem 25. September 2025 unter 
anderem folgende Ausführungen gemacht: 

Bei der Staatsanwaltschaft Köln ist im Zusammenhang mit der in Leverkusen-
Rheindorf am 22. September erfolgten Beschädigung mehrerer Kabel der DB In-
fraGo AG und der daraus resultierenden mehrstündigen Sperrung der Bahnstrecke 
zwischen Köln und Düsseldorf ein Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt wegen 
des Verdachts des versuchten gefährlichen Eingriffs in den Bahnverkehr in Tatein-
heit mit einer Störung öffentlicher Betriebe gemäß § 315 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2, § 316 
Abs. 1 Nr. 1, §§ 22, 23 Abs. 1, § 52 StGB anhängig. 

Nach derzeitigem Stand der Ermittlungen haben unbekannte Täter am 22. Septem-
ber zwischen 00:40 Uhr und 01:43 Uhr in Leverkusen-Rheindorf nach der Entfer-
nung von Betonplatten einen neben dem mehrgleisigen Teilstück der internationa-
len Fernverkehrsstrecke gelegenen Kabelschacht geöffnet und mehrere darunter-
liegende Lichtwellenleiterkabel der DB InfraGo AG, die vornehmlich als Datenlei-
tungen zur Schienenverkehrssteuerung genutzt werden, mit einem scharfen Ge-
genstand durchtrennt. Die Ermittlungen bezüglich der Identifizierung der unbekann-
ten Tatverdächtigen und der Hintergründe der Tat dauern an. 

Die Generalstaatsanwältin in Düsseldorf hat unter dem 26. September 2025 einen 
Bericht der Leitenden Oberstaatsanwältin in Düsseldorf im Wesentlichen wie nach-
stehend wiedergegeben: 
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Anlässlich der Beschädigung von Signalkabeln an der Bahnstrecke 2650 auf dem 
Gebiet der Stadt Düsseldorf am 31. Juli 2025 ist bei der Staatsanwaltschaft Düssel-
dorf ein Verfahren gegen Unbekannt wegen des Verdachts der vorsätzlichen Brand-
stiftung, der Störung öffentlicher Betriebe und der verfassungsfeindlichen Sabotage 
anhängig. Nach den bisherigen Erkenntnissen ist davon auszugehen, dass bislang 
unbekannte Täter am Morgen des 31. Juli 2025 an der durch den Regional- und 
Fernverkehr der Deutschen Bahn stark frequentierten Bahnstrecke zwischen dem 
Flughafenfernbahnhof in Düsseldorf und dem Bahnhof Duisburg-Großenbaum Ka-
bel vorsätzlich in Brand setzten, indem sie gefertigte Brandvorrichtungen, die sie 
dort zuvor im Kabelschacht angebracht hatten, an etwa zwei Kilometer auseinan-
derliegenden Stellen der Bahnstrecke am jeweiligen Kabelkanal zündeten. Die 
Bahnstrecke musste bis 13:51 Uhr stillgelegt werden. Gefahr für Leib oder Leben 
bestand zu keiner Zeit. 

Am selben Tag wurde auf der Internetseite de.indymedia.org unter der Bezeichnung 
„Kommando Angry Birds“ ein Text veröffentlicht, in dem sich die Verfasser zu der 
Tat zum Nachteil des Bahnverkehrs nördlich des Düsseldorfer Flughafens bekann-
ten und diese mit einem vorrangigen Interesse der Natur vor Wirtschaft und Indust-
rie rechtfertigten. Die Ermittlungen hierzu dauern an. 

Die Generalstaatsanwältin in Düsseldorf hat unter dem 26. September 2025 zudem 
berichtet, dass der Leitende Oberstaatsanwalt in Wuppertal ihr von zwei dort an-
hängigen Ermittlungsverfahren wegen Sabotageakten gegen die Bahn berichtet 
habe. Im Wesentlichen hat sie seinen Bericht wie folgt wiedergegeben: 

Gegenstand des ersten Ermittlungsverfahrens, welches sich derzeit noch gegen 
Unbekannt wegen des Vorwurfs der Brandstiftung und anderer Delikte richte, seien 
zwei Vorfälle vom 22. und 27. August 2025, bei denen jeweils Weichenheizungen 
an Bahngleisen beschädigt worden seien. 

Im ersten Fall, der sich auf der Bahnstrecke zwischen Wuppertal-Langerfeld und 
Wuppertal Hauptbahnhof ereignet habe, seien drei Verteilerkästen für Weichenhei-
zungsstäbe durch Inbrandsetzung beschädigt und zu diesen führende Kabel eben-
falls in Brand gesetzt bzw. durchtrennt worden. 

Im zweiten Fall seien durchtrennte Kabel an zwei Weichenheizungen im Bereich 
der Ein- und Ausfahrt in den Abstellbahnhof Wuppertal-Langerfeld durch einen Mit-
arbeiter der Deutschen Bahn zufällig entdeckt worden. Zu einer Beeinträchtigung 
des Bahnverkehrs sei es nicht gekommen, da die Weichenheizungen temperatur-
bedingt nicht in Betrieb gewesen seien. 

Konkrete Täterhinweise hätten sich in beiden Fällen im Rahmen der Ermittlungen 
bislang nicht ergeben. Die entsprechenden Gleisstücke seien jeweils nicht video-
überwacht, und es habe sich kein Zeuge gemeldet, der die Tathandlungen beo-
bachtet hätte. 

Gegenstand des zweiten Ermittlungsverfahrens sei ein Vorfall vom 30. August 2025, 
bei dem sich eine männliche Person mit einer Säge in der Hand gegen 23 Uhr den 
entlang der Wupper verlaufenden Bahngleisen in Wuppertal-Barmen genähert und 
dort an einem Erdungskabel gezogen habe, wobei sie durch Mitarbeiter des Sicher-
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heitsdienstes der DB AG beobachtet worden und sodann durch die Wupper geflüchtet 
sei. Gegen eine im Rahmen der Absuche des Wupperufers in durchnässter Kleidung 
am Wupperufer angetroffene Person habe die hinzugerufene Polizei ein Ermittlungs-
verfahren wegen Diebstahls eingeleitet. An dem Erdungskabel, das keine sicherheits-
relevante Funktion habe, seien keine Beschädigungen festgestellt worden. Der Be-
schuldigte habe im Rahmen einer am 2. September 2025 durchgeführten Gefährder-
ansprache den Tatvorwurf pauschal bestritten. Die Ermittlungen, insbesondere auch 
die spurentechnische Untersuchung einer am Tatort sichergestellten Metallsäge und 
eines Fahrrads, dauerten an. Die Tat werde als versuchter gefährlicher Eingriff in 
den Bahnverkehr eingestuft. 

Der Generalstaatsanwalt in Köln und die Generalstaatsanwältin in Düsseldorf ha-
ben dem Ministerium der Justiz mitgeteilt, gegen die Sachbehandlung der Leitenden 
Oberstaatsanwältinnen in Aachen und Düsseldorf sowie der Leitenden Oberstaats-
anwälte in Köln und Wuppertal keine Bedenken zu haben. 

Christina Kampmann (SPD) möchte wissen, ob sich aufschlüsseln lasse, wie viele 
bzw. welche der in Rede stehenden Taten sich dem linksextremistischen Spektrum 
zuordnen ließen. 

Minister Herbert Reul (IM) erwidert, dass man bei einem Fall aufgrund eines Beken-
nerschreibens mit Sicherheit wisse, dass die Täter aus dem linksextremistischen 
Spektrum stammten, wobei das natürlich nicht bedeute, dass es sich tatsächlich um 
den einzigen Fall handle. Russische Akteure zählten erfahrungsgemäß auch immer zu 
den Verdächtigen. Dummejungenstreiche könne man wie bereits erwähnt auch nie-
mals zweifelsfrei ausschließen. Kupferdiebe würden ebenfalls regelmäßig tätig, was 
allerdings in den meisten dieser Fälle eher unwahrscheinlich sei, da die Täter Kabel 
vor allem durchtrennt bzw. angezündet, aber nicht geklaut hätten. Da Beschädigungen 
also im Vordergrund gestanden hätten, gehe man vorerst von Sabotageakten aus. Al-
lerdings halte man sich mit Bewertungen noch zurück, um keine Beunruhigung zu 
schüren. 

Die Infrastruktur der Deutschen Bahn lasse sich schon wegen ihrer Größe leicht atta-
ckieren, was dann schnell zu Störungen erheblichen Ausmaßes führen könne. Den 
Schutz ihrer Infrastruktur könne man schwerlich der DB allein überlassen, weshalb 
man sich auch im politischen Raum Gedanken über geeignete Maßnahmen machen 
müsse. Im Übrigen existierten in anderen Infrastrukturbereichen natürlich ebenfalls 
Schwachstellen. 

Dr. Julia Höller (GRÜNE) stellt folgende Fragen: 

Bestehe die Möglichkeit, dass im Zuge der Tatbegehungen teils bewusst falsche Fähr-
ten gelegt würden, etwas vorgegaukelt werde, um Verunsicherung zu schüren? 

Brauche es Insiderwissen, um die neuralgischen Punkte der Infrastruktur zu lokalisie-
ren und zu attackieren, oder könne man das im Internet recherchieren? 
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Könne die Deutsche Bahn als Betreiberin einer Kritischen Infrastruktur zum Schutz 
derselbigen verpflichtet werden, und inwiefern könne das KRITIS-Dachgesetz diesbe-
züglich Verantwortlichkeiten zuweisen? 

Minister Herbert Reul (IM) legt dar, dass die Verantwortung für den Schutz der Lie-
genschaften der Deutschen Bahn natürlich zunächst einmal bei dieser selbst liege, 
nichtsdestotrotz müsse man mittlerweile darüber hinausdenken. 

Die Schwachstellen von KRITIS ließen sich viel zu einfach recherchieren, da man in 
diesem Bereich über Jahrzehnte hinweg eine Politik der Transparenz betrieben habe. 
Das Wissen darum sei nun aber in der Welt, und daran könne man nichts mehr ändern. 
Eine vergleichbare Sorglosigkeit habe es übrigens auch in vielen Unternehmen gege-
ben, etwa mit Blick auf Cyberattacken oder Diebstähle von teuren Maschinen von un-
gesicherten Geländen. 

Nun gelte es, Mechanismen bzw. Systeme zu entwickeln, mittels derer KRITIS, trotz 
der teils gewaltigen Ausmaße, hinreichend geschützt werden könnten. Dafür aber 
brauche es sowohl Zeit als auch Geld. 

Dr. Werner Pfeil (FDP) hält es für ausgeschlossen, KRITIS, etwa das Schienennetz 
der Deutschen Bahn oder die kommunale Wasserversorgung, allein durch Menschen, 
seien es Polizisten oder privatwirtschaftliche Sicherheitskräfte, schützen zu können. 
Daher brauche es technische Lösungen, wobei sich hier natürlich vor allem Drohnen 
anböten, da sie große Flächen überwachen könnten, mittels Wärmebildkameras auch 
nachts. 

In diesem Zusammenhang müsse aber auch abgewogen werden, wie weit der Schutz 
von KRITIS vor Angriffen mittels Überwachungsmaßnahmen gehen könne, ohne dass 
die Bevölkerung von diesen in unzulässiger Weise tangiert werde. 

So wie derzeit könne man jedenfalls nicht weitermachen, weshalb das IM, möglicher-
weise unter Beteiligung der KRITIS-Betreiber, eine Strategie entwickeln müsse. 

Gregor Golland (CDU) äußert sein Erstaunen darüber, dass ausgerechnet die FDP 
mittels Drohnen große Flächen überwachen wolle, zeigt sich aber erfreut über die da-
raus möglicherweise resultierenden politischen Spielräume. 

Die bereits vom Minister beanstandete Transparenz in Sachen KRITIS müsse beendet 
werden. Es brauche Verbote für das Fotografieren von KRITIS, von militärischen Ein-
richtungen und entsprechende strafrechtliche Sanktionen, zudem müssten einschlä-
gige Informationen aus dem Internet entfernt werden. 

Hinsichtlich der Drohnenabwehr bestünden erschreckende Defizite, sowohl rechtlicher 
als auch materieller Art. 

Könne man diejenige Person, derer man habe habhaft werden können, dem Linksext-
remismus zuordnen? 
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Dr. Julia Höller (GRÜNE) vertritt ebenfalls die Auffassung, dass der Schutz der Infra-
struktur der DB zunächst einmal dieser selbst obliege. Allerdings dürfe das, und das 
gelte für KRITIS-Betreiber generell, nicht optional sein, sondern müsse vielmehr obli-
gatorisch werden, weshalb staatlicherseits Mechanismen implementiert werden müss-
ten, um den privatwirtschaftlichen Sektor diesbezüglich zu kontrollieren. 

Seien bei den in Rede stehenden Fällen neuralgische Punkte attackiert oder lediglich 
gewöhnliche Kabel beschädigt worden? Gebe es Erkenntnisse zu den dahinterstehen-
den Motiven? Gehe man der – von ihr selbst eben bereits angedeuteten – Möglichkeit 
von Attacken unter falscher Flagge nach? 

Minister Herbert Reul (IM) führt aus, dass mittels des KRITIS-Dachgesetzes den ver-
schiedenen Akteuren unter anderem verpflichtende Verantwortlichkeiten zugewiesen 
werden sollten. Entscheidend in diesem Zusammenhang sei auch, dass erstens ein 
Problembewusstsein entstehe, zweitens Absprachen getroffen und drittens entspre-
chende Strukturen geschaffen würden. Dieser Prozess laufe allerdings noch, und es 
existierten zwar verschiedene Ansätze, aber noch kein übergreifendes Konzept, wobei 
es letzteres zwingend brauche, da die einzelnen Bundesländer nicht jeweils für sich 
agieren könnten, sondern es vielmehr ein zwischen Bund, Ländern, Sicherheitsorga-
nen und betroffenen Unternehmen abgestimmtes Vorgehen geben müsse. In jedem 
Fall handle es sich um ein weites Feld, das mehr als Schienen, Strom und Wasser 
umfasse. 

Beim Schutz bzw. bei der Überwachung von KRITIS werde man in der Tat wohl vor 
allem auf technische Lösungen setzen müssen. Diesbezüglich gebe es aber noch Fra-
gen zu klären, zum einen, was es überhaupt für Optionen gebe, und zum anderem, 
wer wie viel zu investieren habe. Diese Investitionen brächten aber immerhin den Vor-
teil mit sich, dass Unternehmen wegen der dadurch neu entstehenden Geschäftsfelder 
und zu erwartenden Profite Bereitschaft zeigen würden, sich in diesem Bereich zu en-
gagieren. 

Eine Entfernung von einschlägigen Informationen aus dem Internet lasse sich kaum 
bewerkstelligen, ergebe auch keinen Sinn, da beispielsweise die russischen Dienste 
alle für sie relevanten Informationen vermutlich schon längst abgegriffen hätten. Um-
gekehrt wäre es natürlich von Vorteil, wenn der hiesige Verfassungsschutz im Internet 
Hinweise auf sich anbahnende Taten detektieren könne. 

Bei den in Rede stehenden Fällen seien insofern neuralgische Punkte betroffen gewe-
sen, als dass es Streckensperrungen bzw. Zugausfälle gegeben habe, allerdings nur – 
schlimmere Szenarien seien durchaus vorstellbar – in regionalem Ausmaß. 

Gregor Golland (CDU) erinnert an seine Frage zum Hintergrund der gefassten Person 
und zum Umgang mit dieser durch die Behörden. 

Er stimme seinem Vorredner zu, dass die russischen Dienste die für sie relevanten 
Informationen längst abgegriffen hätten, allerdings gelangten derartige Akteure an sol-
che Informationen, etwa vulnerable Liegenschaften betreffend, auch dann, wenn sie 
nicht im Internet auftauchten. Nichtsdestotrotz ergebe es sehr wohl Sinn, sich für die 
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Zukunft mehr Zurückhaltung hinsichtlich der Veröffentlichung von derartigen Informa-
tionen aufzuerlegen. 

Andreas Bialas (SPD) weist darauf hin, dass Angriffen auf KRITIS mutmaßlich Aus-
spähungen vorausgingen, zumindest wenn es sich nicht um Dummejungenstreiche, 
sondern um Aktionen von staatlichen Stellen im Zuge hybrider Kriegsführung handle. 
Für geeignete Gegenmaßnahmen müssten natürlich zunächst die rechtlichen Grund-
lagen geschaffen und die jeweiligen Zuständigkeiten geklärt werden, und zwar sowohl 
zwischen Landes-, Bundes- und internationaler Ebene als auch zwischen den zustän-
digen Ministerien. Anschließend gelte es, die technischen Potenziale zu eruieren und 
Abwägungen hinsichtlich des Preis-Leistungs-Verhältnisses vorzunehmen, wobei letz-
teres etwa dem flächendeckenden Einsatz militärischer Systeme zur Drohnenabwehr 
vermutlich entgegenstehen werde. 

Einleitend darauf hinweisend, dass man zu den Ermittlungen allenfalls im vertraulichen 
Sitzungsteil etwas sagen könne, fügt Minister Herbert Reul (IM) an, dass es sich bei 
der fraglichen Person nach derzeitigem Kenntnisstand nicht um einen Extremisten 
handle. 

Zusammenfassend könne man festhalten, dass es zum Sachverhalt Gespräche bzw. 
Verhandlungen, aber noch keine für öffentliche Erklärungen geeigneten Ergebnisse 
gebe. 

(Der TOP wird im vertraulichen Sitzungsteil fortgesetzt; siehe vAPr 18/86.) 
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22 Überschneidung von Clankriminalität und Islamismus (Bericht beantragt von 

der FDP-Fraktion [siehe Anlage 6]) 

Minister Herbert Reul (IM) berichtet: 

Wir haben im Landeskriminalamt den Auswerteschwerpunkt „Cedrus“. Da geht es 
um kriminelle Angehörige türkisch-arabischer Familienclans und deren mögliche 
Verbindungen zum islamistischen Terrorismus. Es geht darum, Netzwerke zu er-
kennen, die für Clankriminalität und für islamistischen Terrorismus gleichermaßen 
von Bedeutung sind. Wir wollen wissen: Wer steckt dahinter? Gibt es Strukturen? 
Welche Gefahren gehen von Personen oder von Netzwerken aus? 

Das Projekt „Cedrus“ ist im Landeskriminalamt angesiedelt, beteiligt sind auch die 
Abteilung für Organisierte Kriminalität sowie die Staatsschutzabteilung. Daneben 
gibt es übrigens auch eine Arbeitsgruppe auf Bundesebene, an der Nordrhein-West-
falen mit dem LKA und dem Verfassungsschutz beteiligt war. 

Erste Erkenntnisse: Die sozialen Medien werden von extremistisch-salafistischen 
Predigern und Influencern gezielt genutzt, genauso wie von kriminellen Clanange-
hörigen. Es gibt Überschneidungen. Regelmäßig nutzen kriminelle Clanangehöri-
gen die Reichweite der Prediger, sie setzen sich also quasi drauf. Dadurch erlangen 
sie eine völlig neue Legitimation und Reputation. Gleichzeitig nutzen wiederum die 
Prediger die Reichweite der kriminellen Clanangehörigen, um beispielsweise Spen-
dengelder zu erhalten. 

Das führt uns zu einem weiteren Punkt: Oft werden gemeinsame Treffpunkte ge-
nutzt, digital und in der realen Welt. Das dient nicht nur wirtschaftlichen Zwecken, 
sondern auch der Vernetzung und konspirativen Zusammenkünften. 

Umras, also Reisen nach Mekka, werden sowohl von Personen mit islamistischer 
Ideologie als auch von kriminellen Clanangehörigen als Radikalisierungs- und als 
Finanzierungsinstrument genutzt. Bei diesen Reisen wird den Teilnehmern islamis-
tisches Gedankengut nähergebracht. Darüber hinaus dienen sie beiden Gruppen 
als Einnahmequelle.  

Noch ein verbindendes Element sind oftmals der Kampfsport bzw. solche Vereine. 
Da gehen Personen mit islamistischer Ideologie und kriminelle Clanangehörige ein 
und aus. Man kennt sich, man hilft sich. Hier werden vor allem junge Leute erreicht, 
untereinander vernetzt. 

Was heißt das jetzt genau? Man kann das als Win-win-Situation für beide Phäno-
menbereiche beschreiben. Es werden die gleichen Treffpunkte gewählt. Die sozia-
len Netzwerke dienen als Reichweitenverstärker und zur Ideologieverbreitung. Fa-
miliäre Bindungen dienen als Brücke zwischen kriminellen Clanangehörigen und 
Extremisten. Aber wir konnten keine flächendeckenden, keine strukturellen, keine 
organisierten oder in irgendeiner Form arbeitsteilig gegliederten und dauerhaft an-
gelegten Verbindungen untereinander feststellen. Das klingt wie ein Widerspruch, 
ist aber keiner. Es gibt – wie eben beschrieben – Überschneidung, an mehreren 
Stellen sogar, aber strukturell ist da nichts festzustellen. Das gleiche Ergebnis hatte 
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übrigens die Bund-Länder-Arbeitsgruppe, die 2023 im Bundeskriminalamt einge-
richtet wurde. Auch hier hat man nur vereinzelte Verbindungen identifiziert. 

Was folgt daraus? Wir intensivieren die Zusammenarbeit der Dienststellen für Or-
ganisierte Kriminalität und Staatsschutz, weil es offensichtlich klug ist, wenn die zu-
sammenarbeiten. Wechselseitig sollen nun etwa die Fallbearbeitungssysteme ein-
gesehen werden können, nach dem Motto: Wenn die einen wissen, was die anderen 
wissen, kann das dazu führen, dass man lernt. – Wichtig ist, dass nicht jeder sein 
eigenes Süppchen kocht. Das muss Hand in Hand gehen. 

Für die wechselseitigen Sichtrechte brauchen wir aber technische Schnittstellen. 
Das ist ein nächstes Problem. Dann kommen wir sofort auf Datenschutz und Ge-
heimschutz: Was geht? Wer kann was wissen? Ganz einfach ist das nicht. Aber wir 
haben kapiert, dass es da Überschneidungen gibt, also ist es zwingend notwendig, 
diese Tür zu öffnen. Die Frage ist aber, wie und wo, nicht nur technisch, sondern 
auch rechtlich. 

Wir intensivieren außerdem den behördenübergreifenden Austausch. So haben 
sich gemeinsame Aktionen, zum Beispiel mit Steuerfahndung, Zoll und kommuna-
len Ordnungsbehörden, immer wieder als sehr erfolgreich erwiesen. Diese gemein-
samen Aktivitäten verschiedener Sicherheitsorgane haben wir ja bei den Clans an 
einigen Abenden geübt. Das ist auch für viele andere Bereiche eine Grundidee. Das 
ist sehr hilfreich, was eigentlich auch logisch ist. Außerhalb von staatlichen Institu-
tionen wird es längst so gemacht, dass verschiedene Institutionen zusammenarbei-
ten und nicht jeder sein eigenes Süppchen kocht. Deswegen brauchen wir auch so 
etwas wie ein kontinuierliches Monitoring beider Phänomenbereiche. 

Ich will noch etwas von einem Projekt erzählen, das die Arbeit von „Cedrus“ ergänzt, 
ich glaube sogar, relativ gut ergänzt. Das Projekt nennt sich „Neue Generation“ und 
wird beim Polizeipräsidium Bonn geführt. Da werden von Ermittlerinnen und Ermitt-
lern in akribischer Kleinstarbeit die Vorgehensweisen und Kontakte von kriminellen 
Clanangehörigen und salafistischen Predigern miteinander verglichen. Dann hat 
man Arbeitshypothesen gebildet und die Vernetzung betroffener Behörden unterei-
nander verstärkt. Im Ergebnis wurden einzelne Führungspersönlichkeiten und de-
ren Positionen innerhalb des Familiengeflechts identifiziert. In einem nächsten 
Schritt konnten sie als Intensivtäter der politisch motivierten Kriminalität eingestuft 
werden, und zwar mit allem, was dazugehört: personenbezogene Sachbearbeitung; 
Speicherung von Personenerkenntnissen in elektronischen Auskunfts- und Daten-
systemen der Polizei; Verhinderung des legalen Waffenbesitzes; Durchführung von 
Fallkonferenzen im Gemeinsamen Terrorismusabwehrzentrum oder im Gemeinsa-
men Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrum bei uns im LKA; Meldungen an 
weitere Behörden, zum Beispiel an die Straßenverkehrsbehörden, die dann über-
prüfen, ob diese Personen überhaupt noch fahren dürfen. 

So kann man das machen: Strukturen aufhellen, Vernetzungen identifizieren. Mittler-
weile gibt es zu den Erkenntnissen sogar einen bundes- und in Teilen sogar europa-
weiten Austausch. Aber dazu muss man sagen: Das ist eine wahnsinnig aufwendige 
und schwierige Arbeit – mühsam, mühsam, mühsam. Das bindet unendliche Per-
sonalressourcen, und es geht auch nicht immer. Da treffen aber zwei Bereiche 
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aufeinander, die die deutsche Rechtsordnung konsequent ablehnen, und deswegen 
ist es notwendig, dass wir dranbleiben. 

Es ist also eher ein Zwischenbericht, ein Hallo-wach-Effekt. An welchen Stellen pas-
siert was? Wir versuchen jetzt, Lösungen zu finden, aber fertig sind wir damit noch 
lange nicht. Und so einfach, wie man manchmal denkt – es ist alles gleich –, ist es 
eben nicht – es ist selten alles gleich. 
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23 Beschluss der Ergänzung der Sitzungstermine des Innenausschusses für 

das Jahr 2026 

Vor dem Hintergrund der Verlegung von Plenarsitzungen kommt 
der Ausschuss überein, seine eigentlich für den 17. September 
2026 vorgesehene Sitzung auf den 10. September 2026 vor-
zuverlegen. 

(Es folgt ein vertraulicher Sitzungsteil; siehe vAPr 18/86.) 

gez. Angela Erwin 
Vorsitzende 

6 Anlagen 
20.11.2025/10.12.2025 
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Düsseldorf, 29. September 2025 

Beantragung einer Aktuellen Viertelstunde nach § 60 GO für die 59. Sitzung des Innen-
ausschusses am 2. Oktober 2025 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

hiermit beantrage ich im Namen der AfD-Landtagsfraktion für die 59. Sitzung des Innenaus-

schusses am 2. Oktober 2025 aus dringlichem und aktuellem Anlass eine Aktuelle Viertel-

stunde nach § 60 GO zu folgendem Gegenstand: 

Gelsenkirchen: Massenschlägerei mit Schwerverletzten 

Am Sonntagabend, den 28. September 2025, ist es an der Pommernstraße in Gelsenkirchen-

Bismarck zu einer massiven Gewalteskalation gekommen, bei der eine Auseinandersetzung 

zwischen rund 30 Personen in eine blutige Massenschlägerei mündete. Nach Angaben der Po-

lizei kamen dabei Messer, Baseballschläger und Elektroschocker zum Einsatz. Fünf Menschen, 

darunter eine Frau, wurden schwer verletzt, vier von ihnen durch Stichverletzungen sogar le-

bensgefährlich. Ein Opfer musste noch am Tatort reanimiert und anschließend im Krankenhaus 

notoperiert werden. Sein Zustand gilt weiterhin als kritisch. Auch die übrigen Verletzten wurden 

in umliegende Kliniken gebracht.1

Die Polizei rückte mit einem Großaufgebot an, forderte Unterstützungskräfte aus mehreren 

Ruhrgebietsstädten an und setzte auch einen Hubschrauber ein. Aufgrund der unübersichtli-

chen Lage und des großen Andrangs von Angehörigen und Bekannten der Beteiligten musste 

der Tatort an der Pommernstraße weiträumig abgesperrt werden. Sechs Tatverdächtige im Alter 

1 Vgl https://www.bild.de/regional/ruhrgebiet/massenschlaegerei-in-gelsenkirchen-mordkommission-er-
mittelt-68d997d33204c86ca0ddc1c5. 
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zwischen 16 und 52 Jahren – drei Männer und drei Frauen – wurden noch vor Ort vorläufig 

festgenommen. Die Polizei spricht von einer sogenannten „Tumultlage“.2

Die Hintergründe der Auseinandersetzung sind bislang unklar, ein Familienstreit gilt als möglich. 

Gleichzeitig schließen die Ermittler einen Bezug zur Clankriminalität nicht aus. Die Polizei hat 

eine Mordkommission eingerichtet und ermittelt unter anderem wegen eines versuchten Tö-

tungsdelikts.3

Insofern bitten wir die Landesregierung um einen umfassenden Sachstandsbericht zu dem oben 

beschriebenen Vorfall im Rahmen einer Aktuellen Viertelstunde. Diese soll dazu beitragen, um 

unter anderem die Frage zu klären, ob es Bezüge zur Clankriminalität gibt und wie die Landes-

regierung die immer wiederkehrenden Gewalteskalationen, die für die übrige Bevölkerung eine 

große Gefahr darstellen, zukünftig verhindern will. 

Mit freundlichen Grüßen 

Markus Wagner, MdL 

2 Vgl. https://www.welt.de/vermischtes/article68d9bba988300c7476b9a91a/Gelsenkirchen-Messer-
Elektroschocker-und-Baseballschlaeger-Massenschlaegerei-mit-Schwerverletzten.html?cid=socialme-
dia.whatsapp.shared.web. 
3 Ebenda. 
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AfD-Landtagsfraktion NRW * Platz des Landtags 1 * 40221 Düsseldorf 

An die Vorsitzende des Innenausschusses 
Frau Angela Erwin MdL 

- im Hause - 

 

Düsseldorf, 29. August 2025 

Beantragung von Tagesordnungspunkten für die 56. Sitzung des Innenausschusses 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die 56. Sitzung des Innenausschusses am 11. September 2025 beantrage ich für die AfD-

Fraktion die nachfolgenden Tagesordnungspunkte mit der Bitte um einen schriftlichen Bericht 

der Landesregierung: 

I. 

Mehrfachstaatsangehörigkeit soll in Kriminalstatistik ausgewiesen werden 

In Nordrhein-Westfalen sollen künftig in der polizeilichen Kriminalstatistik Mehrfachstaatsan-
gehörigkeiten von Tatverdächtigen und Opfern erfasst werden. Das hat das NRW-Innenminis-
terium angekündigt und einen entsprechenden Erlass rückwirkend zum 1. Juli in Kraft gesetzt. 
Damit setzt das Innenministerium endlich eine schon seit langer Zeit geforderte Maßnahme 
der AfD um. Bislang wurde bei Personen mit deutschem Pass, die zusätzlich über eine zweite 
Staatsangehörigkeit verfügten, ausschließlich die deutsche Staatsangehörigkeit registriert. An 
das Bundeskriminalamt wird jedoch aufgrund bundeseinheitlicher Vorgaben weiterhin nur eine 
Staatsangehörigkeit gemeldet. Nach Angaben des Ministeriums ergab eine Auswertung, dass 
im Jahr 2024 jeder sechste Tatverdächtige mit deutscher Staatsangehörigkeit eine weitere 
Staatsangehörigkeit besaß. Die häufigsten Doppelstaatsangehörigkeiten bei deutschen Tat-
verdächtigen waren in diesem Jahr deutsch-türkisch (10.307 Fälle), deutsch-polnisch (6652), 
deutsch-russisch (3484), deutsch-marokkanisch (3125) sowie deutsch-syrisch (2185).1

NRW-Innenminister Herbert Reul (CDU) begründete die neue Praxis damit, dass eine realisti-
sche Abbildung der Lage auch eine präzise Erfassung der Mehrfachstaatsangehörigkeiten er-
fordere. Zudem könnten mehrere Pässe im Hinblick auf Haftgründe eine Rolle spielen, etwa 

1 Vgl. https://www.welt.de/politik/deutschland/article68b030235d3e123a945ae204/erlass-von-cdu-minis-
ter-reul-nrw-weist-mehrfach-nationalitaeten-in-kriminalstatistik-aus-gruene-kritisieren-populismus.html. 
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wenn es um die Einschätzung einer möglichen Fluchtgefahr oder von Fluchtmöglichkeiten ins 
Ausland gehe. Reul betonte gegenüber der Rheinischen Post, dass man die Wirklichkeit nicht 
ausblenden dürfe, wenn man sie verstehen wolle. Für deutliche Kritik sorgt der Vorstoß jedoch 
insbesondere bei den Grünen, dem Koalitionspartner der CDU in Nordrhein-Westfalen. Julia 
Höller, die innenpolitische Sprecherin der grünen Landtagsfraktion, bezeichnete die geplante 
Erfassung als nutzlos für die Polizeiarbeit und warf Reul vor, mit der Maßnahme die Argumen-
tationsmuster der AfD zu bedienen. Ein Pass sage nichts darüber aus, warum jemand straffäl-
lig werde oder ob Kontakte ins Ausland bestünden, erklärte Höller. Vielmehr berge eine solche 
Darstellung die Gefahr, Menschen mit doppelter Staatsbürgerschaft symbolisch zu „Deutschen
zweiter Klasse“ zu degradieren. Sie sprach von „Populismus“ mit gefährlichen Nebenwirkun-
gen. Ungewöhnlich scharf war damit die öffentliche Kritik der Grünen an ihrem Koalitions-
partner, da die schwarz-grüne Regierung unter Ministerpräsident Hendrik Wüst (CDU) bislang 
als weitgehend konfliktarm beschrieben wurde. Höller verwies zudem auf das Grundgesetz, 
das klar festhalte, dass jeder Inhaber eines deutschen Passes Deutscher sei – unabhängig 
davon, ob er noch eine weitere Staatsangehörigkeit besitze. Statt über Staatsangehörigkeiten 
zu diskutieren, müsse die Politik sich mit den tatsächlichen Ursachen von Kriminalität befas-
sen, etwa Chancenungleichheit oder Armut, so die Grünen-Politikerin.2

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Welche Gründe lagen vor, weshalb die Landesregierung so viel Zeit hat verstreichen 
lassen, bis endlich die Mehrfachstaatsangehörigkeiten von Tatverdächtigen und Op-
fern erfasst werden? 

2. Wie verändert sich nun die Anzahl der Mehrfachstaatsangehörigkeiten von Tatver-
dächtigen in den einzelnen Deliktsfeldern? 

3. Wann wird die Landesregierung die Untergruppe der (Asyl-)Zuwanderer spezifisch 
ausweisen? 

4. Wie unterscheidet sich die Tatverdächtigenbelastungszahl der jeweiligen Mehrfach-
staatsangehörigen (nach jeweiligem nichtdeutschen Herkunftsland) von Bürgern mit 
nur deutschem Pass? 

5. Wie ordnen sich absteigend die Tatverdächtigenbelastungszahlen für Mehrfachstaats-
angehörige im Vergleich zu Deutschen? 

II. 

Straftaten im Kommunalwahlkampf – Wie sehen die Zahlen aus? 

2 Ebenda. 
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Der Kommunalwahlkampf befindet sich mittlerweile in seiner heißen Phase und ist von zuneh-
menden Spannungen und Vorfällen geprägt. Zahlreiche Parteien berichten davon, dass be-
reits tausende Wahlplakate beschädigt oder zerstört worden seien. Viele Ortsverbände spre-
chen sogar von gravierenden Zuständen. Deshalb laufen die Bemühungen, zerstörte Plakate 
auszutauschen oder zu reparieren, inzwischen auf Hochtouren. Doch nicht nur über Plakate, 
sondern auch durch Infostände, Haustürbesuche und direkte Gespräche suchen die Parteien 
den Kontakt zu den Bürgern. Dadurch haben die Kandidatinnen und Kandidaten inzwischen 
ein klareres Bild von der aktuellen Stimmungslage im Wahlkampf – und diese fällt je nach 
Partei durchaus unterschiedlich aus.3

Die Grünen seien von Angriffen eher weniger stark betroffen. Ihr Mitgefühl gelte daher jenen 
Parteien, die stärker von Vandalismus oder Übergriffen betroffen seien. Besonders gravierend 
sei die Situation nach Angaben der FDP. Dort wurden nicht nur zahlreiche Plakate zerstört, 
sondern auch die Geschäftsstelle zum wiederholten Mal Ziel von Angriffen. Anfang August 
hatten Unbekannte Schilder entwendet und die Ziffern „161“ an die Fassade gesprüht – ein 
Zahlencode, der laut Polizei in der linksextremen Szene gebräuchlich ist. FDP-Oberbürger-
meisterkandidat Reiner Gutowski beklagt, dass sich die Stimmung im Kommunalwahlkampf 
deutlich verschärft habe und dies bereits der zweite Angriff auf die Geschäftsstelle sei. Beson-
ders erschütternd sei für ihn, dass ehrenamtliche Helfer zunehmend von verbalen Angriffen 
berichteten, wie es sie in dieser Häufung bisher noch nie gegeben habe. Michael Immel von 
der AfD wiederum berichtet von einer insgesamt überwiegend positiven Resonanz seitens der 
Bevölkerung, räumt jedoch ein, dass es auch zu Anfeindungen gekommen sei. So seien Par-
teimitglieder als „Nazis“ oder „Faschisten“ beschimpft worden, außerdem seien mutmaßliche
Antifa-Mitglieder an Infoständen provozierend aufgetreten, was in einem Fall sogar einen Po-
lizeieinsatz notwendig gemacht habe. Trotz solcher Vorfälle bewertet er die Rückmeldungen 
aus der Bürgerschaft im Wesentlichen als positiv.4

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie viele Straftaten wurden seit August 2024 bis heute pro Monat in Nordrhein-West-
falen gegen einzelne Parteien im Zusammenhang mit Wahlkämpfen registriert? (Bitte 
als Ranking absteigend auflisten.) 

2. Wie viele dieser Straftaten wurden als Gewalttaten seit August 2024 bis heute pro Mo-
nat gewertet? 

3. Wie viele dieser Straftaten waren seit August 2024 bis heute pro Monat (Plakat-)Dieb-
stähle? 

4. Wie viele Ordnungswidrigkeiten wurden seit August 2024 bis heute pro Monat in Nord-
rhein-Westfalen gegen einzelne Parteien im Zusammenhang mit Wahlkämpfen regis-
triert? (Bitte als Ranking absteigend auflisten.) 

3 Vgl. https://rp-online.de/nrw/staedte/moenchengladbach/kommunalwahl-2025-die-stimmung-im-wahl-
kampf-hat-sich-deutlich-verschaerft_aid-132406401. 
4 Ebenda. 
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5. Welchem politisch motivierten Spektrum (PMK-links, -rechts, Ausländische Ideologie, 
Religiöse Ideologie oder sonstige Zuordnung) wurden die in den Fragen 1 bis 4 abge-
fragten Straftaten respektive Ordnungswidrigkeiten zugeordnet? 

III. 

Vergewaltigungen im Kreis Paderborn – Wie sehen die Zahlen aus? 

In Deutschland werden jedes Jahr rund 12.000 bis 13.000 Strafanzeigen wegen sexueller Nö-
tigung oder Vergewaltigung registriert. Diese Zahlen geben jedoch nur einen kleinen Teil der 
Realität wieder, da die Dunkelziffer in diesem Bereich sehr hoch ist. Studien und Befragungen 
zeigen, dass lediglich ein geringer Anteil der Betroffenen – Schätzungen zufolge nur zwischen 
fünf und fünfzehn Prozent – den Schritt geht, die Tat tatsächlich zur Anzeige zu bringen. Das 
bedeutet im Umkehrschluss, dass die tatsächliche Zahl an Fällen sexueller Gewalt und Über-
griffe deutlich höher liegen muss, als die offizielle Kriminalstatistik es widerspiegelt. Darüber 
hinaus verdeutlichen repräsentative Umfragen, die im Auftrag des Bundesministeriums für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend durchgeführt wurden, wie weit verbreitet sexualisierte Ge-
walt und Belästigung in der Gesellschaft sind. Demnach erleben etwa zwei von drei Frauen im 
Laufe ihres Lebens sexuelle Belästigung in unterschiedlichen Formen.5

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie viele Sexualdelikte respektive Vergewaltigungen wurden seit dem 1. Januar 2025 
bis heute pro Monat im Kreis Paderborn registriert? 

2. Auf welche Ortschaften beziehen sich die in Frage 1 abgefragten Sexualdelikte res-
pektive Vergewaltigungen jeweils? 

3. Wie viele dieser Delikte ereigneten sich auf öffentlichen Straßen und Plätzen? 

4. Über welche Staatsangehörigkeiten verfügen die verantwortlichen Tatverdächtigen der 
in den Fragen 1 bis 3 abgefragten Sexualdelikte respektive Vergewaltigungen jeweils? 

5. Wie lauten jeweils die Vornamen der deutschen Tatverdächtigen bezogen auf die Fra-
gen 1 bis 3? 

IV. 

5 Vgl. https://www.frauenhaus-wt.de/sexualisierte-gewalt/wichtige-erkenntnisse/. 
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Gelsenkirchen: Messerstecherei in der Fußgängerzone – Was sind die Hintergründe? 

Am Mittwochabend, den 27. August 2025, kam es in der Gelsenkirchener Innenstadt, unweit 
des Hauptbahnhofs an der Bochumer Straße, zu einem Großeinsatz von Polizei und Rettungs-
kräften, nachdem eine gewaltsame Auseinandersetzung eskalierte. Nach bisherigen Erkennt-
nissen der Polizei gerieten dort gegen 19:00 Uhr mindestens drei Männer in einen Streit, der 
plötzlich in eine brutale Messerattacke mündete. Einer der Beteiligten zog im Verlauf des Kon-
flikts ein Messer und stach mehrfach auf zwei seiner Kontrahenten ein. Dabei erlitt ein Mann 
lebensgefährliche Verletzungen, da er mehrfach von der Klinge getroffen wurde und erheblich 
an Blut verlor. Direkt nach seiner Einlieferung ins Krankenhaus musste er notoperiert werden, 
um sein Leben zu retten. Auch der zweite Verletzte trug durch die Messerstiche schwere Ver-
letzungen davon.6

Unmittelbar nach der Tat flüchtete mindestens ein Tatverdächtiger in unbekannte Richtung. 
Trotz einer umgehend eingeleiteten Fahndung, bei der mehrere Streifenwagen eingesetzt wur-
den, blieb der Gesuchte bis in die späten Abendstunden unauffindbar. Auch die mutmaßliche 
Tatwaffe konnte am Tatort nicht entdeckt werden. Die Polizei sperrte den Bereich der Fußgän-
gerzone großräumig ab, während die Kriminalpolizei Spuren sicherte und zahlreiche Augenzeu-
gen befragte. Die Mordkommission in Gelsenkirchen übernahm die weiteren Ermittlungen, die 
Staatsanwaltschaft wertet die Attacke als versuchtes Tötungsdelikt. Welche Hintergründe zu 
der blutigen Auseinandersetzung führten und welches Motiv den Messerangriff auslöste, ist bis-
lang ungeklärt.7

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftatbestände 
aufschlüsseln.) 

2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die drei Beteiligten bekannt? 

3. Welche Vorstrafen sind über die drei Beteiligten jeweils bekannt? (Bitte chronologisch 
auflisten.) 

4. Über welche Nationalität verfügen die drei Beteiligten bekannt jeweils? (Bitte Vornamen 
bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 

5. Wann wurde die Öffentlichkeitsfahndung nach dem Tatverdächtigen eingeleitet? (Vi-
deoaufnahmen, Steckbriefe, Fahndungsfotos, Einbeziehung von Rundfunk und Fern-
sehen, etc..) eingeleitet? 

6 Vgl. https://www.bild.de/regional/nordrhein-westfalen/blutbad-in-gelsenkirchen-mann-sticht-mit-mes-
ser-auf-kontrahenten-ein-68afe3a45d3e123a945adab7. 
7 Ebenda. 
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V. 

DHL-Fahrer prügelt auf Pärchen ein 

In Herne kam es am 6. August gegen 16:30 Uhr zu einem heftigen Streit auf offener Straße, in 
den ein DHL-Paketbote verwickelt war. Der Vorfall eskalierte von einem zunächst verbalen 
Schlagabtausch über Beleidigungen bis hin zu brutaler körperlicher Gewalt. Auslöser des Kon-
flikts war offenbar ein Streit um das vermeintlich falsch abgestellte DHL-Fahrzeug. Ein Pärchen 
störte sich daran, wobei der 54-jährige Mann dem Wagen des Boten sogar einen Schlag ver-
setzt haben soll. Der Paketfahrer wies ihn darauf hin, dass er arbeite und das nicht akzeptieren 
könne. Als der Mann den Boten beleidigte, bezeichnete dieser ihn als Feigling und forderte ihn 
provozierend zum Sparring mit Boxhandschuhen auf. Die 42-jährige Frau des Mannes mischte 
sich daraufhin ein, betonte zunächst, er sei gar nicht gemeint gewesen, reagierte dann aber 
zunehmend aggressiv. Sie drohte dem Boten, forderte ihn auf, Abstand zu halten und beleidigte 
ihn schließlich massiv. Währenddessen eskalierte die Situation immer weiter: Der Bote erklärte, 
er sei Boxer, könne sich aber nicht schlagen, da er eine Nasenoperation gehabt habe. Die Frau 
verhöhnte ihn daraufhin, verspottete ihn mit weiteren Beleidigungen und provozierenden Aus-
sagen. Schließlich verlor der DHL-Mitarbeiter die Kontrolle und attackierte die Frau völlig unver-
mittelt mit wuchtigen Faustschlägen ins Gesicht. Die 42-Jährige taumelte, versuchte sich am 
Auto festzuhalten, doch der Bote schlug weiter auf sie ein. Auch ihr Partner wurde attackiert, 
ein Schlag traf ihn so heftig, dass er rückwärts über eine Hecke stürzte. Währenddessen soll im 
Auto des Paares ein Kind gesessen haben, das panisch schrie und laut einer Augenzeugin 
große Angst hatte.8

Der Bote kehrte nach den Attacken zu seinem Fahrzeug zurück, rief mehrfach, er sei ein kranker 
Boxer, und bedrohte auch eine Anwohnerin, die die Szene filmte. Die Polizei, die kurz darauf 
eintraf, nahm den Tatverdächtigen noch am Tatort fest, während ein Kollege später das DHL-
Fahrzeug abholte. Nach offiziellen Angaben erlitt die Frau leichte Verletzungen und musste am-
bulant im Krankenhaus behandelt werden. Die Ermittler prüfen den Vorfall anhand des Video-
materials, das den gesamten Ablauf dokumentiert. Die Polizei bestätigte außerdem, dass der 
DHL-Bote bereits polizeibekannt ist, unter anderem wegen Körperverletzung, Diebstahls und 
Sachbeschädigung. Auch sein Arbeitgeber reagierte: DHL zeigte sich entsetzt über die Vorfälle 
und das bekannt gewordene Video. Sprecherin Sarah Preuß erklärte, man lehne Gewalt und 
aggressives Verhalten entschieden ab. Der Mitarbeiter sei umgehend entlassen worden, man 
habe bei seiner Einstellung oder im Laufe seiner Tätigkeit keinerlei Hinweise auf seine Vorstra-
fen oder polizeilichen Auffälligkeiten gehabt.9

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftatbestände 
aufschlüsseln.) 

8 Vgl. https://www.bild.de/regional/nordrhein-westfalen/augenzeugen-video-aus-herne-dhl-fahrer-prue-
gelt-auf-paerchen-ein-68aed1405d3e123a945acbe7?t_ref=https. 
9 Ebenda. 
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2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über den Tatverdächtigen bekannt? 

3. Welche Vorstrafen sind über den Tatverdächtigen bekannt? (Bitte chronologisch auf-
listen.) 

4. Über welche Nationalität verfügt der Tatverdächtige? (Bitte Vornamen bei einem deut-

schen Tatverdächtigen nennen.) 

VI. 

Neusser Bürger-Schützenfest: Welches Sicherheitskonzept wurde erarbeitet? 

Das Neusser Bürger-Schützenfest, eines der größten und traditionsreichsten Schützenfeste in 
Deutschland, versetzt die Stadt von Freitag, dem 29. August, bis Dienstag, dem 2. September 
2025, erneut in einen Ausnahmezustand. An diesen vier Festtagen verwandelt sich Neuss in 
eine einzige große Feiermeile: Schaufenster in der Innenstadt werden aufwendig dekoriert, 
Blumenkübel zieren die Hauptstraßen, und entlang der Zugwege schmücken Fahnen und 
Wimpel die Stadt in festlichem Glanz. Den Auftakt bildet bereits am Freitag die offizielle Eröff-
nung der Kirmes an der Hessentorbrücke, bei der Bürgermeister Reiner Breuer um 17:00 Uhr 
traditionell das erste Fass ansticht. Die Eröffnung wird von einem großen Feuerwerk begleitet, 
das die Vorfreude auf die kommenden Festtage noch einmal eindrucksvoll unterstreicht. Am 
Samstag folgt nach Kanonendonner und feierlichem Glockengeläut um 12:00 Uhr die offizielle 
Eröffnung des Schützenfestes. Mit Einbruch der Dunkelheit setzt sich dann der große Fackel-
zug in Bewegung, bei dem unzählige Teilnehmer mit ihren Lichtern ein farbenprächtiges Bild 
in die Straßen der Stadt zaubern. Den unbestrittenen Höhepunkt bildet wie in jedem Jahr die 
prächtige Königsparade am Sonntagmittag, bei der die Schützen in festlicher Aufstellung und 
begleitet von Musik, Fahnen und jubelnden Zuschauern durch die Stadt ziehen. Vier Tage lang 
steht Neuss damit ganz im Zeichen von Gemeinschaft, Geselligkeit und Brauchtum, wenn 
Schützen, Bürger und Gäste gemeinsam feiern, die Straßen beleben und die Stadt in eine 
einmalige, festliche Atmosphäre tauchen.10

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie schätzt(e) die Landesregierung die Gefahrensituation respektive die Bedrohungs-
lage für das Bürger-Schützenfest in Neuss ein? 

2. Von welchen spezifischen Tätergruppen gehen/gingen nach Auffassung der Landes-
regierung besondere Gefahren aus? 

3. Wie viele Polizeieinsätze fanden während des Neusser Bürger-Schützenfestes statt? 
(Bitte nach den Gründen der durchgeführten Einsätze aufschlüsseln.) 

10 Vgl. https://www.neuss.de/erleben/schuetzenfest. 
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4. Wie viele Rettungseinsätze fanden während des Neusser Bürger-Schützenfestes 
statt? (Bitte nach den Gründen der durchgeführten Einsätze aufschlüsseln.) 

5. Wie viele Straftaten wurden während des Neusser Bürger-Schützenfestes registriert? 
(Bitte nach Straftatbestand aufschlüsseln.) 

Markus Wagner, MdL 
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40221 Düsseldorf

Beantragung von schriftlichen Berichtenen für die Sitzung des Innenausschusses 

am 0202.1010.2025

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die Sitzung des Innenausschusseses am 
0202.1010.2025 folgende schriftliche Berichte:

I.I. Studie des LKA zu Tötungsdelikten zum Nachteil von Frauen

Laut einer aktuellen Studie des Landeskriminalamts Nordrhein-Westfalen wurden zwischen 

2014 und 2023 insgesamt 1.666 versuchte und vollendete Tötungsdelikte an Frauen 

registriert. Davon wurden 522 Fälle als Femizide eingestuft also als Taten, bei denen Frauen 

aufgrund ihres Geschlechts getötet wurden. In 87 Prozent der Fälle handelte es sich um 

Beziehungstaten, häufig im Zusammenhang mit Trennungen. Besonders betroffen sind Frauen 

mit Gewalterfahrungen in der Kindheit sowie Frauen mit Migrationshintergrund.d.

Vor dem Hintergrund dieser alarmierenden Zahlen hattete die SPD-Fraktion bereits am 

17. September 2025 eine Fragestunde im Plenum des Landtags beantragt. Da Innenminister 

Herbert Reul bei dieser Fragestunde nicht anwesend war und die anwesende Ministerin für 

Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration, Josefine Paul, die 

innenpolitisch relevanten Fragen nicht hinreichend beantworten konnte, bitten wir die 

Landesregierung um einen ergänzenden schriftlichen Bericht. Dabei bitten wir insbesondere 

um die Beantwortung folgender Fragen:

19.09.2025
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Definition des Begriffs „Femizid" und wird erwogen, sich auf Bundesebene für die 
Einführung eines eigenen Straftatbestands „Femizid" einzusetzen, um der 

Mitteilung, ob die Landesregierung Soforthilfen gemäß Ziffer 2.3. der „Richtlinie über die 
Gewährung von Soforthilfen zur Milderung von durch Naturkatastrophen erlittene Schäden" 

Seite 2 ivon3 

1.1. Wie stellt die Landesregierung sicher, dass die Erkenntnisse und Empfehlungen aus 

der Studie des LKA NRW in konkrete, wirksame und nachhaltige Maßnahmen zur 

Bekämpfung von Tötungsdelikten an Frauen bzw. Femiziden umgesetzt werden?

2.2. Wie bewertet die Landesregierung die Forderung nach einer klaren rechtlichen 

geschlechtsspezifischen Dimension solcher Taten gerecht zu werden?

3.3. Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung, um sicherzustellen, dass 

geschlechtsspezifische Gewaltverbrechen insbesondere Femizide von den 

Strafverfolgungsbehörden als solche erkannt und korrekt eingeordnet werden?

4.4. Welche konkreten Schritte werden unternommen, um in der Aus- und Fortbildung 

von Polizei- und Justizbediensteten eine stärkere Sensibilisierung für 

geschlechtsspezifische Gewalt zu erreichen?

5.5. In welchen Bereichen sieht die Landesregierung Verbesserungsbedarf bei der 

Zusammenarbeit und dem Informationsaustausch zwischen Polizei, Justiz und 

weiteren einschlägigen Behörden bzw. Beratungsstellen im Umgang mit Fällen 

geschlechtsspezifischer Gewalt?

II. Starkregen und Überflutungen in Nordrhein-Westfalen 

Am 08. und 09. September 2025 haben heftige Regenfälle im Südwesten Nordrhein-

Westfalens zu schweren Überflutungen geführt. Besonders stark betroffen waren die Städte 

Bedburg (Rhein-Erft-Kreis), Mönchengladbach und Willich (Kreis Viersen). Dort traten Flüsse 

und Bäche über die Ufer, und zahlreiche Anwohnerinnen und Anwohner mussten ihre 

Häuser und Wohnungen zeitweise verlassen. Nach Presseberichten sollen beispielsweise in 

Bedburg innerhalb von nur sechs Stunden 148 Liter pro Quadratmeter gefallen sein memehr 

als doppelt so viel wie normalerweise in einem gesamten Monat.

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht über 

die Ereignisse, die eingetretenen Schäden sowie über die eingeleiteten Rettungs- und 

Hilfsmaßnahmen für die vom Unwetter betroffene Bevölkerung. Insbesondere bitten wir um 

eingeleitet hat.
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Seite 3 luon3 

III. Führungslose Polizeipräsidien – ein wiederkehrendes Problem

Seit September 2023 ist die Leitung des Polizeipräsidiums Aachen vakant. In 

Mönchengladbach wird das Präsidium nach dem altersbedingten Ausscheiden des letzten 

geführt, da auch der eigentliche Vertreter in den altersbedingten Ruhestand getreten ist. Auch 

in Bielefeld steht ein FüFührungswechsel im Polizeipräsidium bevor und auch hier gibt es 

BeBefürchtungen, dass die Neubesetzung mit einer längeren Vakanz einhergehen könnte. 

Die langen Vakanzen sind leider kein Einzelfall. In der Amtszeit von Innenminister Herbert Reul 

kam es bereits wiederholt vor, dass Polizeipräsidien über Monate hinweg lediglich 

kommissarisch geführt wurden so etwa in Oberhausen für mehr als anderthalb Jahre und in 

Gelsenkirchen über ein Jahr lang.

Wir bitten die Landesregierung um einen schriftlichen Bericht zu diesem Sachverhalt. In 

diesem Zusammenhang bitten wir insbesondere um Beantwortung folgender Fragen: 

1.1. In welchen weiteren nordrhein-westfälischen Polizeipräsidien ist derzeit die Leitung 

vakant? 

2.2. Wie ist der Stand der entsprechenden Besetzungsverfahren und wann ist mit einem 

Abschluss zu rechnen? 

3.3. Bei welchen weiteren Polizeipräsidien ist bspw. aufgrund des Erreichens der 

Altersgrenze absehbar damit zu rechnen, dass eine baldige Nachbesetzung des 

Präsidenten/ der Präsidentin erforderlich sein wird? 

4.4. Wie beabsichtigt die Landesregierung sicherzustellen, dass in diesen Fällen künftig nicht 
ebenfalls wieder monatelange Vakanzen entstehen? 

Mit freundlichen Grüßen

Christina Kampmann

Landtag Nordrhein-Westfalen
 

- 65 -
 

APr 18/1013
 Anlage 3, Seite 3 



igAl Alternative 
6...nmmix' 0 

Landtagsfraktion NRW 

Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

Markus Wagner 
Mitglied des Landtags Nordrhein-Westfalen 

Innenpolitischer Sprecher der AfD-Landtagsfraktion

Tel.: (0211)884-4517 (dienstlich) 

E-Mail: markus.wagner@landtag.nrw.de 

Tel.: 0211 - 884 4551 

Fax: 0211 - 884 3124 

AfD-Fraktion@Landtag.NRW.de 

1 

AfD-Landtagsfraktion NRW * Platz des Landtags 1 * 40221 Düsseldorf 

An die Vorsitzende des Innenausschusses 
Frau Angela Erwin MdL 

- im Hause - 

 

Düsseldorf, 19. September 2025 

Beantragung von Tagesordnungspunkten für die 58. Sitzung des Innenausschusses 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

für die 58. Sitzung des Innenausschusses am 2. Oktober 2025 beantrage ich für die AfD-Frak-

tion die nachfolgenden Tagesordnungspunkte mit der Bitte um einen schriftlichen Bericht der 

Landesregierung: 

I. 

Gewalt an Schulen immer schlimmer – Wie sieht es in NRW aus? 

In Baden-Württemberg zeigt sich ein alarmierender Anstieg von Gewaltvorfällen an Schulen, 
die sowohl Schüler als auch Lehrer betreffen. Nach aktuellen Zahlen des Innenministeriums 
in Stuttgart, die auf eine Anfrage der AfD-Fraktion hin veröffentlicht wurden, wurden im ver-
gangenen Jahr fast 2.800 Schüler Opfer von Straftaten auf dem Schulgelände. Dies bedeutet, 
dass im Durchschnitt täglich 15 Kinder und Jugendliche geschlagen, bedroht, beleidigt oder 
sogar sexuell herabgewürdigt wurden. Verglichen mit dem Jahr 2018 entspricht dies einem 
Anstieg von 46 Prozent. Besonders drastisch ist die Entwicklung bei Übergriffen gegen Lehr-
kräfte. Allein im vergangenen Jahr wurden 157 Pädagogen von Schülern verletzt, beschimpft 
oder gemobbt, was einem massiven Zuwachs von 158 Prozent entspricht. Auffällig ist dabei, 
dass die Täter häufig männlich sind.1

Ein weiterer Aspekt betrifft die Herkunft der Tatverdächtigen: Laut den Daten sind 36 Prozent 
von ihnen Ausländer, wobei Syrer mit 264 Fällen die größte Gruppe darstellen. Damit stammt 
etwa jeder vierte ausländische Tatverdächtige aus Syrien. Danach folgen Afghanen mit 72 
Fällen, Ukrainer mit 67, Iraker mit 61 sowie Kosovaren mit 51 registrierten Tätern. Besonders 
tragisch sind zwei Fälle, bei denen die Gewalt an Schulen tödlich endete: Im November 2023 

1 Vgl. https://www.bild.de/regional/baden-wuerttemberg/baden-wuerttemberg-schock-zahlen-zur-gewalt-
an-schulen-68ce83115d604c6d7adaca64. 
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wurde ein 15-jähriger Schüler von einem Mitschüler erschossen, nur zwei Monate später starb 
eine 18-jährige Schülerin in St. Leon-Rot nach einem Messerangriff. Auch Eltern tragen nach 
Einschätzung von Fachverbänden zur Zuspitzung der Situation bei. Eine Umfrage des Ver-
bands Bildung und Erziehung ergab, dass viele Schulleiter von psychischer Gewalt berichten, 
die Eltern gegenüber Lehrkräften während Gesprächen ausübten. Die Schulleiter schilderten, 
dass Drohungen, respektloses Verhalten und verbale Aggressionen zunehmend auch von El-
ternseite ausgehen.2

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Zu wie vielen Straftaten kam es seit 2010 bis heute an den Schulen Nordrhein-West-
falens pro Jahr? 

2. Wie viele tätliche Übergriffe gab es zwischen Schülern seit 2010 an Schulen pro Jahr? 

3. Wie viele tätliche Übergriffe gab es zwischen Schülern und Lehrern seit 2010 an Schu-
len pro Jahr? 

4. Wie viele Polizeieinsätze gab es seit 2010 aufgrund von Gewalt in der Schule pro Jahr? 

5. Über welche Staatsbürgerschaften verfügen die verantwortlichen Tatverdächtigen der 
in Fragen 1 bis 4 abgefragten Straftaten und Übergriffe jeweils? 

II. 

Straftaten im Kommunalwahlkampf – Wie sehen die Zahlen aus? 

Der Kommunalwahlkampf ist größtenteils beendet und befindet sich nur noch in einigen Städ-
ten und Kommunen in der heißen Phase hinsichtlich anstehender Stichwahlen – war und ist 
jedoch von zunehmenden Spannungen und Vorfällen geprägt. Zahlreiche Parteien berichten 
davon, dass bereits tausende Wahlplakate beschädigt oder zerstört worden seien. Viele Orts-
verbände sprechen sogar von gravierenden Zuständen. Deshalb laufen die Bemühungen, zer-
störte Plakate auszutauschen oder zu reparieren, inzwischen auf Hochtouren. Doch nicht nur 
über Plakate, sondern auch durch Infostände, Haustürbesuche und direkte Gespräche suchen 
die Parteien den Kontakt zu den Bürgern. Dadurch haben die Kandidatinnen und Kandidaten 
inzwischen ein klareres Bild von der aktuellen Stimmungslage im Wahlkampf – und diese fällt 
je nach Partei durchaus unterschiedlich aus.3

Die Grünen seien von Angriffen eher weniger stark betroffen. Ihr Mitgefühl gelte daher jenen 
Parteien, die stärker von Vandalismus oder Übergriffen betroffen seien. Besonders gravierend 

2 Ebenda. 
3 Vgl. https://rp-online.de/nrw/staedte/moenchengladbach/kommunalwahl-2025-die-stimmung-im-wahl-
kampf-hat-sich-deutlich-verschaerft_aid-132406401. 
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sei die Situation nach Angaben der FDP. Dort wurden nicht nur zahlreiche Plakate zerstört, 
sondern auch die Geschäftsstelle zum wiederholten Mal Ziel von Angriffen. Anfang August 
hatten Unbekannte Schilder entwendet und die Ziffern „161“ an die Fassade gesprüht – ein 
Zahlencode, der laut Polizei in der linksextremen Szene gebräuchlich ist. FDP-Oberbürger-
meisterkandidat Reiner Gutowski beklagt, dass sich die Stimmung im Kommunalwahlkampf 
deutlich verschärft habe und dies bereits der zweite Angriff auf die Geschäftsstelle sei. Beson-
ders erschütternd sei für ihn, dass ehrenamtliche Helfer zunehmend von verbalen Angriffen 
berichteten, wie es sie in dieser Häufung bisher noch nie gegeben habe. Michael Immel von 
der AfD wiederum berichtet von einer insgesamt überwiegend positiven Resonanz seitens der 
Bevölkerung, räumt jedoch ein, dass es auch zu Anfeindungen gekommen sei. So seien Par-
teimitglieder als „Nazis“ oder „Faschisten“ beschimpft worden, außerdem seien mutmaßliche 
Antifa-Mitglieder an Infoständen provozierend aufgetreten, was in einem Fall sogar einen Po-
lizeieinsatz notwendig gemacht habe. Trotz solcher Vorfälle bewertet er die Rückmeldungen 
aus der Bürgerschaft im Wesentlichen als positiv.4

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie viele Straftaten wurden seit August 2024 bis heute pro Monat in Nordrhein-West-
falen gegen einzelne Parteien im Zusammenhang mit Wahlkämpfen registriert? (Bitte 
als Ranking absteigend auflisten.) 

2. Wie viele dieser Straftaten wurden als Gewalttaten seit August 2024 bis heute pro Mo-
nat gewertet? 

3. Wie viele dieser Straftaten waren seit August 2024 bis heute pro Monat (Plakat-)Dieb-
stähle? 

4. Wie viele Ordnungswidrigkeiten wurden seit August 2024 bis heute pro Monat in Nord-
rhein-Westfalen gegen einzelne Parteien im Zusammenhang mit Wahlkämpfen regis-
triert? (Bitte als Ranking absteigend auflisten.) 

5. Welchem politisch motivierten Spektrum (PMK-links, -rechts, Ausländische Ideologie, 
Religiöse Ideologie oder sonstige Zuordnung) wurden die in den Fragen 1 bis 4 abge-
fragten Straftaten respektive Ordnungswidrigkeiten zugeordnet? 

III. 

Essen: Frau am Hauptbahnhof mit Messer schwer verletzt – Was sind die Hinter-
gründe? 

4 Ebenda. 
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Am Essener Hauptbahnhof kam es am späten Sonntagnachmittag zu einer schweren Gewalt-
tat, bei der eine Frau durch Messerstiche lebensgefährlich verletzt wurde. Nach ersten Er-
kenntnissen der Bundespolizei war dem blutigen Vorfall ein Streit zwischen zwei Frauen vo-
rausgegangen, der zunächst nur verbal geführt wurde. Im Laufe der Auseinandersetzung es-
kalierte die Situation jedoch zunehmend. Aus den verbalen Provokationen entwickelten sich 
Handgreiflichkeiten, bei denen eine der Beteiligten nach Angaben von Zeugen sogar mit einer 
Lautsprecherbox um sich schlug. Inmitten dieser körperlichen Auseinandersetzung griff 
schließlich eine der Frauen zu einem Messer und stach mehrfach auf ihre Kontrahentin ein. 
Gegen 17:40 Uhr ging deshalb ein Notruf bei den Einsatzkräften ein.5

Das Opfer erlitt dabei so schwere Verletzungen, dass es sofort in ein Krankenhaus gebracht 
und notoperiert werden musste. Nach Auskunft der Bundespolizei schwebt die Frau in akuter 
Lebensgefahr. Auch die mutmaßliche Täterin erlitt leichte Verletzungen, die sie sich nach bis-
herigen Informationen selbst zugefügt haben soll. Über die Hintergründe und das Motiv des 
Streits ist bislang nichts bekannt. Hinweise auf weitere beteiligte Personen liegen nach Anga-
ben eines Polizeisprechers nicht vor. Auch nähere Angaben zu Identität oder Alter der beiden 
Frauen konnten bislang nicht gemacht werden.6

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftatbestände 
aufschlüsseln.) 

2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Beteiligten bekannt? 

3. Welche Vorstrafen sind über die Beteiligten jeweils bekannt? (Bitte chronologisch auf-
listen.) 

4. Über welche Nationalität verfügen die Beteiligten jeweils? (Bitte Vornamen bei einem 
deutschen Tatverdächtigen nennen.) 

IV. 

Massenschlägerei zwischen Dortmund und Schalke Hooligans 

Am Samstagabend, den 20. September 2025, ist es in Dortmund-Scharnhorst zu einer massi-
ven Auseinandersetzung zwischen gewaltbereiten Fußballanhängern gekommen. In der Nähe 
des Bahnhofs lieferten sich fast 400 Hooligans von Schalke 04, Borussia Dortmund sowie auch 
Anhänger des 1. FC Köln eine brutale Massenschlägerei. Der Auslöser war die Rückreise der 

5 Vgl. https://www.bild.de/regional/essen/messer-angriff-am-hbf-essen-frau-sticht-frau-nieder-lebensge-
fahr-68d03fe16199625f8c0f87eb. 
6 Ebenda. 
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Schalker Fans, die nach dem Auswärtssieg ihres Vereins beim 1. FC Magdeburg mit dem Zug 
ins Ruhrgebiet zurückkehrten. Während der Fahrt durch Dortmund betätigten die Schalker zwei-
mal hintereinander die Notbremse, wodurch der Zug jeweils zum Stillstand kam. Beim zweiten 
Stopp gegen 22:50 Uhr im Stadtteil Scharnhorst verließ schließlich eine größere Gruppe der 
Schalke-Anhänger den Zug und begab sich in ein nahegelegenes Waldstück, wo es zu einer 
groß angelegten Konfrontation mit rivalisierenden BVB- und auch Kölner Anhängern kam.7

Die Polizei, die gemeinsam mit der Bundespolizei in großer Zahl ausrückte, traf vor Ort auf über 
300 Schalker sowie rund 90 Dortmunder Sympathisanten, die sich in unmittelbarer Nähe auf-
hielten. Bei vielen Beteiligten stellten die Beamten sichtbare Spuren von Schlägen wie Rötungen 
im Gesicht und an den Händen fest. Außerdem fanden sie bei Durchsuchungen typische Aus-
rüstungsgegenstände für organisierte Schlägereien, darunter Boxbandagen, Handschuhe, Ski-
masken und Zahnschutz. Aufgrund der massiven Gefährdungslage mussten die Einsatzkräfte 
auch einen Polizeihubschrauber einsetzen, da sich zeitweise Personen auf den Bahngleisen 
aufhielten. Gegen die beteiligten Personen wurden Ermittlungsverfahren unter anderem wegen 
gefährlicher Körperverletzung, Landfriedensbruch und gefährlichen Eingriffs in den Bahnver-
kehr eingeleitet. Ob es im Vorfeld eine gezielte Verabredung zur Auseinandersetzung gegeben 
hatte, wird derzeit geprüft. Über mögliche Verletzte machte die Polizei bislang keine Angaben. 
Nach der Eskalation begleiteten die Beamten die Schalker zurück zum Zug, der etwa eine halbe 
Stunde später, unter polizeilicher Begleitung, seine Fahrt in Richtung Gelsenkirchen fortsetzte.8

In den frühen Morgenstunden gegen 02:38 Uhr drang eine Gruppe von etwa 30 Unbekannten 
in ein Vereinsheim in Gelsenkirchen-Rotthausen ein, in dem eine private Feier stattfand. Dort 
befanden sich unter anderem Anhänger von Rot-Weiß Essen. Die Eindringlinge zerstörten Mö-
bel, attackierten Gäste und skandierten dabei mehrfach „Scheiß Essener“. Zeugen gaben an,
dass einige Täter Tätowierungen trugen, die auf eine Verbindung zur organisierten Fanszene 
des FC Schalke 04 schließen lassen. Verletzt wurde in diesem Fall niemand, doch auch hier 
ermittelt die Polizei, ob ein Zusammenhang zu der vorherigen Massenschlägerei in Dortmund 
besteht und ob möglicherweise dieselben Personen an beiden Vorfällen beteiligt waren.9

Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Ermitt-
lungen zu den oben beschriebenen Vorfällen? (Bitte Tathergang sowie Straftatbe-
stände aufschlüsseln.) 

2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Beteiligten bekannt? 

3. Welche Vorstrafen sind über die Beteiligten jeweils bekannt? (Bitte chronologisch auf-
listen.) 

4. Über welche Nationalität verfügen die Beteiligten jeweils? (Bitte Vornamen bei einem 
deutschen Tatverdächtigen nennen.) 

7 Vgl. https://www.bild.de/regional/nordrhein-westfalen/dortmund-400-schalke-und-bvb-hools-pruegeln-
sich-im-wald-68cfece9d81e3d6aaf08f2bc. 
8 Ebenda. 
9 Ebenda. 
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V. 

Nennung der Nationalität von Straftätern – Wann ist damit endlich zu rechnen? 

Ende Juli 2024 hat Innenminister Herbert Reul (CDU) angekündigt, einen Erlass auf den Weg 
zu bringen, wonach die Polizei in Nordrhein-Westfalen in ihren Pressemitteilungen zukünftig 
immer die Nationalität von Tatverdächtigen nennen soll, obwohl sich die Regierung seit Jahren 
dagegen ausgesprochen hatte. Offensichtlich ist der Druck durch die Realität und der, der AfD-
Fraktion zu groß geworden, die schon im Januar 2020 erstmalig einen Antrag eingebracht hatte, 
der die Nennung der Nationalität von Tatverdächtigen forderte, um so möglichst wirklichkeits-
nahe Pressemitteilungen der Strafverfolgungsbehörden in Nordrhein-Westfalen sicherzustellen. 
Das Innenministerium möchte nun nach eigenen Angaben durch die Nennung der Nationalität 
mehr Transparenz schaffen. Gleichzeitig solle dies auch die Polizei entlasten, da die Presse 
immer wieder bei der Polizei nachgefragt habe, welche Nationalität die Tatverdächtigen haben. 
Damit die neue Regelung auch umgesetzt werden kann, muss zunächst der Medienerlass ge-
ändert werden, sodass die neue Regel nach Informationen des WDR ab Herbst dieses Jahres 
gilt.10

Ende Juli 2024 wies ein Sprecher des Innenministeriums darauf hin, dass „bereits in den ver-
gangenen Wochen den Kreispolizeibehörden deutlich signalisiert wurde, dass das Innenmi-
nisterium den Medienerlass dahin gehend verändern wird, dass die Nennung der Nationalitä-
ten auch im Erlass klar geregelt werden soll“. Eine Ausnahme bei der Nennung der Nationalität
bildet jedoch die Staatsanwaltschaft. Wenn diese im Rahmen ihrer Pressearbeit zu dem 
Schluss kommen, dass die Nationalität nicht benannt werden soll, dann werden die Presse-
stellen der Kreispolizeibehörden der Weisung folgen.11

In der Innenausschusssitzung Anfang November dieses Jahres wies Innenminister Reul da-
rauf hin, dass der Medienerlass zurzeit noch überarbeitet werde. Er fügte hinzu: 

„Sie kennen meine Haltung: Staatsangehörigkeiten sollten in den Mitteilungen der
Polizei von vornherein genannt werden.“

Um diese Praxis zu verankern, brauche es jedoch eine „Abstimmung mit dem Justizministe-
rium“. Während Reul seine Polizeistellen zur Transparenz anweisen will, scheinen Justizmit-
arbeiter dieses Vorhaben allerdings auszubremsen. Das Ergebnis der Absprache mit dem Jus-
tizministerium „muss abgewartet werden“. Mehr könne Reul derzeit nicht sagen. Aus dem In-
nenministerium erfuhr NIUS des Weiteren, dass die Idee Reuls „fast nicht umsetzbar“ sei und
man intern nicht mehr davon ausgehe, dass der Medienerlass bald umgesetzt werde.12

10 Vgl. https://www1.wdr.de/nachrichten/nationalitaet-tatverdaechtige-innenministerium-erlass-100.html. 
11 Vgl. https://www.bild.de/politik/inland/reul-erlass-fuer-nrw-polizei-soll-nationalitaet-von-straftaetern-
nennen-66a753fe3e4df523cad7e442. 
12 Vgl. https://www.nius.de/kriminalitaet/news/herbert-reul-nennung-nationalitaet-tatverdaechtige-nord-
rhein-westfalen-kriminalitaet/5886a0b9-2946-473c-8104-9850c0f1cef0. 
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Ich frage daher die Landesregierung: 

1. Wie lautet der neue (Rund-)Erlass für die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit der Polizei 
NRW? 

2. Wie ist der Stand der Abklärung mit dem Minister der Justiz? 

3. Geht auch der Innenminister mittlerweile davon aus, dass seine Idee „fast nicht um-

setzbar“ ist?

4. Wie verfährt die Polizei NRW in der Zwischenzeit? 

5. Wie wird bei Mehrfachstaatsangehörigen verfahren? 

Markus Wagner, MdL 
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Frau

Angela Erwin (MdL)

Vorsitzende des Innenausschusses 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf

Beantragung eines mündlichen Berichts für die Sitzung des Innenausschusses 

am 0202.1010.2025

Sehr geehrte Frau Vorsitzende,

im Namen der SPD-Landtagsfraktion beantrage ich für die Sitzung des Innenausschusseses am 

0202.1010.2025 folgenden mündlichen Bericht:

Ermittlungen wegen mutmaßlicher Sabotageangriffe auf Bahnverbindungen in Nordrhein-

Westfalen

AmAm 22.09.2025 kam eses zuzu einer mehrstündigen Sperrung der Bahnstrecke zwischen Köln

und Düsseldorf. Laut Angaben der Bundespolizei haben bisher unbekannte Personen

nachts gegen 01:15 Uhr anan einem Gleis inin Leverkusen-Rheindorf einenen Schacht geöffnet

und Glasfaserkabel der Signaltechnik durchtrennt. In der Angelegenheit soll der

Staatsschutz wegen möglicherweise vorliegender Sabotage ermitteln.

Wegen der aufwändigen Reparatur war die Bahnstrecke zwischen Köln und Düsseldorf am 

Morgen des 22.09.2025 für mehrere Stunden gesperrt. Zahlreiche Züge im Regional- und 

Fernverkehr mussten umgeleitet werden oder fielen aus.

Am 23.09.2025 wurde bekannt, dass es auf der Bahnstrecke zwischen Herzogenrath und 

Aachen sowie an einer Bahnstrecke in der Nähe von Heinsberg erneut zur Beschädigung 

2323.09.2025
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von Kabeln durch Unbekannte gekommen sein soll. Auch hier habe der Staatsschutz die 

Ermittlungen aufgenommen.  

Wir bitten die Landesregierung um einen mündlichen Bericht zu den Vorfällen und zu den 

bisher bekannten Hintergründen.

Mit freundlichen Grüßen

Christina Kampmann
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An die Vorsitzende des Innenausschusses

Angela Erwin MdL
Platz des Landtags 
40221 Düsseldorf 

Beantragung von mündlichen Berichten für die Sitzung des Innen-

ausschusses am 02. Oktober 2025 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 

im Namen der FDP-Fraktion beantrage ich für die kommende Sitzung des 

Innenausschusses folgende mündliche Berichte: 

1. Sabotageakte gegen die Bahn 

In den letzten Monaten häufen sich Vorfälle, die sich als mutmaßliche Sa-
botageakte gegen die Verkehrsinfrastruktur der Bahn herausstellen. 
Lediglich exemplarisch sei auf die Vorfälle im Juli/August auf der Bahnstre-
cke Düsseldorf-Duisburg, Ende August bei Wuppertal-Oberbarmen und 
kürzlich auf der Bahnstrecke Köln-Düsseldorf und Heinsberg-Lindern 
verwiesen. 
Die Vorgehensweisen dabei waren unterschiedlich, etwa Inbrandsetzen 
von Kabelverbindungen oder mechanisches Durchtrennen dieser, die 
Auswirkungen aber ähnlich: Immer wieder sind tausende Menschen von 
den Auswirkungen betroffen. Dies ist aber nicht nur für die betroffenen 
Bürgerinnen und Bürger ärgerlich, stört deren Tagesverläufe und beein-
trächtigt die Akzeptanz des ÖPNV, es macht auch Sicherheitsprobleme 
offensichtlich. 
Vor dem Hintergrund der geänderten Sicherheitslage, mit hybriden Bedro-
hungselementen und staatlich initiierten Sabotage- und Spionageakten, 
sind die Entwicklungen auch angesichts der Bedeutung Nordrhein-Westfa-
lens als Logistikstandort bedenklich. Denn sie zeigen auf, wie ungestört 
und mit welche einfachen Mitteln ganze Zugstrecken unbrauchbar gemacht 
werden können und wie so auch die Verlagerung von militärischen oder zi-
vilen Mitteln des Katastrophenschutzes beeinträchtig werden kann. 
Dies zeigt auf, dass sich aus diesen Vorfällen eine unmittelbare Betroffen-
heit der Interessen des Landes ergibt und ein Verweis auf eine Zuständig-
keit des Bundes für Bahnanlagen diese Dimension nicht ausreichend abbil-
det.  
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Vor diesem Hintergrund bitte ich die Landesregierung um mündlichen Be-
richt zu den Hintergründen, zu der Bewertung der Relevanz durch die Lan-
desregierung, zu Schutzkonzepten und Alternativplanungen für den Fall 
von ausfallenden Bahnverbindungen im Krisenfall. 

2. Überschneidung von Clan-Kriminalität und Islamismus 

Kriminelle Angehörige türkisch-arabischer Großfamilien mit Bezügen zum 
Libanon stellen seit Jahren ein bedeutsames sicherheitspolitisches Phäno-
men in Nordrhein-Westfalen dar. Laut den Lagebildern des Landeskriminal-
amtes verüben sie jährlich tausende Straftaten, häufig in den Bereichen 
Gewalt, Drogenhandel und Vermögensdelikte. Parallel dazu bewertet der 
Verfassungsschutz die Gefährdungslage durch islamistischen Terrorismus 
in NRW weiterhin als hoch. Beide Felder überschneiden sich punktuell, 
etwa durch Geldflüsse, logistische Unterstützung oder persönliche Kon-
takte zwischen Clanmilieus und extremistischen Akteuren. Vor diesem Hin-
tergrund ist es von erheblichem staatsschutzrechtlichem Interesse, mögli-
che strukturelle Verbindungen zwischen Clankriminalität und islamisti-
schem Terrorismus zu analysieren. 
In der Beantwortung der Kleinen Anfrage 4939 hat das Ministerium des In-
nern (Drs. 18/12937) mitgeteilt, dass sich der Abschlussbericht des AS Ce-
drus im LKA Nordrhein-Westfalen zum damaligen Zeitpunkt in Fertigstel-
lung befand. 

Vor diesem Hintergrund bitte ich die Landesregierung um mündlichen Be-
richt zum Umsetzungsstand des Abschlussbericht des AS Cedrus, sowie 
ob und wann dieser dem Parlament zur Verfügung gestellt wird. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Werner Pfeil MdL 
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